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Herrn Geheimrath 

DB. JOE CASP. BLUNTSCHLI 

ordcntl. Professor der Rechte an der Grossherzoglich badischen Rupert - Carl - Universität 
lu Heidelberg, Comthur des Grossherz. bad. Ordens vom Zähringer Löwen, des Königl. 
preuss. Kronen-Ordens, des »Kais. russ. St Anna-Ordens und des KönigL sächs. Albert- 
Ordens, Ritter des Königl. bayr. Maximilians-Ordens für Wissenschaft und Kunst und des 
Königl. bayr. Verdienst-Ordens vom heil. Michael , Ehrenmitglied des Doktorenkollegiums 
der Wiener, Moskauer und Petersburger Universität, u. s. w. u. s. w. 

überreicht 

zu dem 

am j. August i8jp stattfindenden 

fünfzig jährigen Jubiläum 
der juristischen Doctorwürde 

die 

Jnristen-Facnltät der Grossherzoglichen Lndeiigs-üniYersität 

als Zeichen 

ihrer Theilnahme und Hochachtung 

die nachstehende Abhandlung ihres Mitgliedes 
DR. CARL GAREIS 

„Z><w heutige Völkerrecht und der Menschenhandel''^ 

GIESSEN, im August 1879. 



Digitized by 



Google 



Digitized by 



Google 



Eine völkerrechtliche Schrift über den Menschenhandel 
(Sklavenhandel) in unseren humanen Zeiten zu schreiben 
mag Vielen als ein höchst überflüssiges Unterfangen er- 
scheinen. Denn seit die Vereinigten Staaten von Nord- 
Amerika (1865) und das Kaiserreich Brasilien (1871) die 
Sklaverei gänzlich abgeschafft haben, dieselbe auch auf 
Kuba (1877) nicht mehr besteht, hat die Frage der Unter- 
drückung des Sklavenhandels in den Augen Vieler ihre 
praktische Bedeutung gänzlich verloren; und über die 
theoretische Behandlung der Frage kann nach allgemeiner 
Ansicht kaum ein Zweifel bestehen.*) Niemand wird dem 
schönen Worte A.W. Heffters widersprechen : „Der Höhe- 
punkt der jetzigen Civilisation macht überflüssig, das 
Prinzip der Sklaverei noch zu bekämpfen." (Heffter*s 
Völkerrecht S. 118 Anm. i.) Auch ich bin weit davon 
entfernt, eine solche Bekämpfung ins Werk zu setzen; sie 
wäre ihrer Natur nach staatsrechtlich und liicht völker- 
rechtlich; denn die Bestimmung der Rechtsfähigkeit des 



*) Proklamirt ja auch die Verfassung der Türkei die Freiheit aller 
Staatsangehörigen; Constitution Ottomane, promulguee le 7 Zilhidje 1293 
(d. i. II. /23. Dezember 1876): Art. 8. Tous les sujets de TEmpire sont 
indistinctement appeles Ottomans, quelle que soit la r^ligion, qu'ils pro- 
fessent . . . Art. 9. Tous les Ottomans jouissent de la liberte indivi- 
duelle, ä la condition de ne pas porter atteinte ä la liberte d'autrui. 
Art 10. La liberte individuelle est absolument inviolable . . . Art. 11. 
Tous les Ottomans sont egaux devant la loi. etc. 
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Menschen und des Umfanges dieser Rechtsfähigkeit ist 
Sache des Staatsrechts, des öffentlichen Rechts eines jeden 
einzelnen Staates. Die Aufgabe, welche ich mir gestellt, 
liegt auf völkerrechtlichem Gebiet und ich trete ihr näher, 
indem ich auf ein grofsartiges Wort verweise, welches der 
deutsche Gelehrte, dem ich diese Festschrift Namens der 
Giessener Juristenfacultät widmen zu können mich freue, aus- 
gesprochen: ^,Es wird nicht mehr lange dauern, bis das all- 
gemeine Rechtsbewufstsein der Welt die grofsen Sätze eines 
jeden humanen Rechts auch mit völkerrechtlichen Garantien 
schützen wird : 

Es giebt kein Eigenthw^n des Menschen am Menschen, 
Die Sklaverei ist im Widerspruch "tnit de^n Rechte der 
ptenschlichen Natur und mit dem. Gemeinbewufstsein der 
Menschheit.'' (Bluntschli, Völkerrecht, 1878, Einl. S. 2^) 
^^Es wird nicht mehr lange dauern" — demnach fehlt 
es zur Zeit noch an jenen völkerrechtlichen Garantien, 
sofern dieselben allgemein sein sollen. Und nach solchen 
Garantien müssen wir theoretisch suchen und praktisch 
trachten. So deutlich atich mir die von BLUNTSCHLI auf- 
gestellten grossen Sätze als das anzustrebende Ideal vor- 
schweben, — ich stehe, in dieser Frage wenigstens, durch- 
aus auf dem Standpunkt der Fositivisten im Völkerrecht 
und sehe völkerrechtliche Garantien dementsprechend hierin 
nur in den Gesetzgebungen der einzelnen Staaten (privat- 
rechtliche Anerkennung der Rechtsfähigkeit der Menschen 
und strafrechtliche Ahndung der Freiheitsentziehung und 
des Menschenhandels insbesondere) sowie in völkerrecht- 
lichen Verträgen, Dafs in beiden Richtungen noch nicht 
der wünschenswerthe Standpunkt erreicht ist, soll sich 
neben Anderem aus dieser Schrift schliefslich ergeben. 
Vorläufig sei darauf hingewiesen, dafs Fr. v. HOLTZENDOliFF 
im Jahre 1873 ^^^ Aufmerksamkeit auf zwei Arten des 
Menschenhandels neuesten Datums lenkte : „Neben dem an 
der Ostküste Afrika's fortdauernden Negerhandel beginnt 
in der sog. Anwerbung chinesischer und indischer Hand- 
arbeiter (Kulis) unter veränderter Form ein neuer, mit 
schweren Mifsbräuchen verbundener Menschenhandel sich 
an den Küsten des stillen Oceans zu entfalten. Die 
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Sicherung dieser Hülf losen, die von ihrer eigenen Heimath ' 
aus einen Schutz gegen empörende Mifshandlungen nicht 
zu erlangen vermögen, ist Sache des Völkerrechts" (Fr. 
V. HOLTZENDORFF in der von ihm herausgegebenen Ency- 
klopädie der Rechtswissenschaft, System. Theil II. Aufl. 
1873 S. 948. Vgl. I. Aufl. 1870 P. 781, wo V. HOLTZEN- 
DORFF auch der Frage der Intervention aus diesem Anlafs 
gedenkt). 

Ebenfalls im Jahre 1873 erschien ein Aufsehen erre- 
gender Aufsatz von O. Beta in dem», Magazin für die 
Literatur des Auslandes", 1873, No. 44," 45, betitelt: ^^Der 
Kiilihandel tind die Kulis'''' \ am meisten Erregung erzeugte 
jedoch eine im wärmsten Tone geschriebene Abhandlung 
V. Hol<tzendorff's in der „Gartenlaube" 1874 No. 38, 
unter der Ueberschrift : ^^Der KulihandeL Ein Auf ruf an 
die Menschheit des neunzehnten Jahrhunderts^'' \ und die 
Erregung war und ist begreiflich, denn v. HOLTZENDORFF 
behauptet darin, dafs die deutsche Handelsflagge mit dem 
Makel der Antheilnahme an dem schimpflichen Gewerbe 
behaftet sei. Kurz vorher war die Frage des Kulihandels 
und der Betheiligung Deutscher an demselben auch im 
deutschen Reichstage berührt; auf Anregung erklärte da- 
mals der Präsident des Reichskanzleramts (Staatsminister 
Dr. Delbrück), dafs das von dem deutschen Konsul in Amoy 
erlassene Regulativ seine Spitze allerdings wesentlich gegen 
den eigentlichen Kulihandel richte. (S. die weiteren Aus- 
einandersetzungen, auf welche ich unten noch näher ein- 
gehen werde, in den stenographischen Berichten des 
Reichstags, Sitzung am 18. April 1874 S. 918 — 920.) 

Neuerdings aber lenkt der von dem deutschen Reich 
mit der Regierung von Samoa (Schifferinseln) abgeschlos- 
sene Freundschafts -Vertrag vom 24. Januar 1879 und die 
zwischen dem deutschen Reich und Grofsbritanien ab- 
geschlossene Convention — betreffend das Eintreten des 
deutschen Reichs an Stelle Preussens in den Vertrag vom 
20. Dezember 1841 wegen Unterdrückung des Handels mit 
afrikanischen Negern — das Interesse nachdrucksam auf die 
völkerrechtliche Erörterung des Menschenhandels. 
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II. 

Gegen den abscheulichsten Fall des Menschenhandels, 
nämlich gegen den Import von Afrikanischen Negern in 
Amerika, richtete sich das Völkerrecht zuerst Die Ver- 
handlungen hierwegen, welche auf eine förmliche Erklä- 
rung des Wiener Kongresses zurückzufuhren sind (8. Fe- 
bruar 1815), hatten die Ausbildung zweier Systeme zur 
Folge, von dene« man das eine das nordamerikanische^ 
das andere das englische nennen kann; das erstere, das 
der Vereinigten Staaten von Nordamerika, dem sich Frank- 
reich anschlofs, steht auf dem einseitigen Standpunkte der 
unbeschränkten Staatssouveränität; jeder Staat unterdrückt 
dadurch die Sklavenausfuhr an der afrikanischen Küste, dafs 
er durch seine Kreuzer oder andere Kriegsschiffe die unter 
seiner Flagge segelnden Kauffahrteischiffe überwacht, im 
Verdachtsfalle durchsucht, arretirt u. s. w.; das englische 
System, welchem sich Rufsland und Oesterreich (ursprüng- 
lich auch Frankreich, welches jedoch den desfallsigen Ver- 
trag nicht ratifizirte) anschlössen, schränkt vertragsmäfsig 
die Staatssouveränität der contrahirenden Staaten dadurch 
ein, dafs es den besonders hierzu bestimmten Kreuzern der 
contrahirenden wStaaten das Recht einräumt, alle unter der 
Flagge eines der vertragschliefsenden Staaten überhaupt 
segelnden Kauffahrer im Verdachtsfalle zu untersuchen, 
gegebenenfalls zu arretiren und an bestimmte Plätze zur 
weiteren Behandlung abzuliefern. Dem englischen System 
war Preufsen, Hamburg, Bremen und Lübeck beigetreten; 
Preufsen dadurch, dafs es den (nachstehend mitgetheilten) 
Vertrag vom 20. Dezember 1841 als ein Hauptcontrahent 
mit abschlofs, die Hansestädte dadurch, dafs sie in Ac- 
cessionserklärungen vom 9. Juni 1837 ^^" zwischen Grofs- 
britannien und F>ankreich und am 30. November 1831 und 
22. März 1833 abgeschlossenen Verträgen beitraten. 

Es wird sich nun darüber streiten lassen, ob die von 
der britischen Regierung vertretene Ansicht, dafs mit dem 
Wegfall der letzteren Verträge auch die hanseatischen Ac- 
cessionsverträge weggefallen seien, richtig ist (s. Denkschrift, 
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dem Deutschen Reichstage mit der Vorlage vom 6. Mai 1879 
durch den Reichskanzler mitgetheilt, 1879. Drucksache 
Nr. 160 S. 8). Einer Untersuchung wäre auch die völker- 
rechtliche Frage werth, welchen Einflufs die Gründung des 
Norddeutschen Bundes und des Deutschen Reiches auf die 
Fortdauer jener Verträge und Vertragsbeitritte ausüben 
mufste. Jedenfalls war es zweckmäfsig, dafs man für die 
beabsichtigte Ausdehnung des Vertragsverhältnisses auf 
das Deutsche Reich lediglich den Vertrag vom 20. De- 
zember 1841 in Betracht zog. 

Dieser lautet: 

Vertrag zwischen Preufsen, Oesterreich,, Frankreich, Grofsbritannien 
und RuTsland wegen Unterdrückung des Handels mit Afrikanischen 
Negern, vom 20. Dezember 1841. (Traite entre la Prusse, PAutriche, la { 
France, la Grande-Bretagne et la Russie pour la suppression de la Traite 

des Negres d'Afrique, du 20 Decembre 1841.) 
(Gesetz-Sammlung für die Kgl. Preufsischen Staaten, von 1844, S. 371 ff.) 

Im Namen der Hochheiligen und untheilbaren Dreieinigkeit. 

Ihre Majestäten der König von Preufsen, der Kaiser von Oesterreich, 
König von Ungarn und Böhmen und der Kaiser von Rufsland, von dem 
Wunsche beseelt, diejenigen Grundsätze in volle Wirksamkeit treten zu, 
lassen, welche in den, von Preufsen, Oesterreich und Rufsland in Ueber- 
einstimmung mit anderen Europäischen Mächten auf dem Kongresse zu 
Wien unter dem 8. Februar 18 15 und auf dem Kongresse zu Verona unter 
dem 28. November 1822 abgegebenen feierlichen Erklärungen ausgesprochen 
worden sind, — Erklärungen, durch welche die gedachten Mächte ihre 
Bereitwilligkeit verkündet>aben, an Allem Theil zu nehmen, was die voll- 
ständige und gänzliche Unterdrückung des Handels mit Negern sichern und 
beschleunigen möchte; — haben nach erhaltener Einladung Seitens Seiner 
Majestät des Königs der Franzosen und Ihrer Majestät der Königin des 
vereinigten Königreichs von Grofsbritannien und Irland, einen Vertrag 
Behufs wirksamerer Unterdrückung dieses Handels einzugehen, beschlossen, 
einen Vertrag zum Zwecke der gänzlichen Abschaffung jenes Handels mit 
einander zu unterhandeln und abzuschliefsen: und haben zu diesem Zwecke 
zu Ihren Bevollmächtigten ernannt: 

(Folgen die Namen und Titel der Bevollmächtigten: Freiherr VON 
SCHLEINITZ, Freiherr VON KOLLER, Graf VON ST. AULAIRE, 
Graf VON Aberdeen-GORDON und Baron VON BRUNNOW.) 
welche, nachdem sie einander ihre Vollmachten mitgetheilt und dieselben 
in guter und gehöriger Form befunden haben, die folgenden Artikel ver- 
einbart und unterzeichnet haben: 
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Artikel i. 
Ihre Majestäten der König von Preufsen, der Kaiser von Oesterreich, 
König von Ungarn und Böhmen, und der Kaiser von Rufsland verpflichten 
sich, allen Handel mit Negern zu untersagen, — möge derselbe von Seiten 
Ihrer respektiven Unterthanen, unter Ihren respektiven Flaggen oder ver- 
mittelst Kapitalien betrieben werden, welche Ihren respektiven Unterthanen 
angehören, — und ein solches Gewerbe für ein Verbrechen der See- 
räuberei zu erklären. Ihre Majestäten erklären überdies, dafs ein jedes 
Schiff, welches den Handel mit Negern zu betreiben versucht, durch diese 
Thatsache allein jedes Recht auf den Schutz Ihrer Flaggen verlieren soll. 

Artikel 2. 

Um den Zweck des gegenwärtigen Vertrags vollständiger zu er- 
reichen, sind die Hohen kontrahirenden Theile dahin übereingekommen, 
dafs diejenigen von Ihren Kriegsschiffen, welche mit Vollmachten und spe- 
ziellen Ordres, entsprechend den Formularen in der Anlage A. des gegen- 
wärtigen Vertrags, versehen sind, das Recht haben sollen, ein jedes dem 
einen oder dem andern der Hohen kontrahirenden Theile angehörige Kauf- 
fahrteischiff zu durchsuchen , welches nach begründeten Anzeigen ver- 
dächtig ist, sich mit dem Negerhandel zu befassen, oder für diesen Zweck 
ausgerüstet zu sein, oder sich mit diesem Handel während der Fahrt, auf 
welcher es von den gedachten Kreuzern angetroffen werden wird, befafst 
zu haben; sowie dafs diese Kreuzer befugt sein sollen, solche Schiffe 
in Beschlag zu nehmen und wegzusenden oder mit sich fortzuführen, damit 
dieselben in der weiter unten verabredeten Weise vor Gericht gestellt 
werden können. 

Das vorerwähnte Recht zur Durchsuchung von Kauffahrteischiffen 
des einen oder des anderen der Hohen kontrahirenden Theile soll jedoch 
nur von Kriegsschiffen ausgeübt werden dürfen, deren Befehlshaber den 
Rang eines Kapitains oder eines Lieutenants in der Königlichen oder 
Kaiserlichen Marine bekleiden, es sei denn, dafs der Befehl in Folge eines 
Todesfalles oder aus einem anderen Anlasse auf einen Offizier geringeren 
Ranges übergegangen wäre. Der ein solches Kriegsschiff befehligende 
Offizier mufs mit Vollmachten nach dem Formulare, welches sub Litt. A. 
dem gegenwärtigen Vertrage angehängt ist, versehen sein. 

Das gedachte gegenseitige Durchsuchungsrecht soll auf dem Mittel- 
ländischen Meere nicht ausgeübt werden. Vielmehr soll das Meergebiet, 
auf welches die Ausübung des in Rede stehenden Rechts beschränkt wird, 
folgende Grenzen haben: im Norden, den 32sten Grad nördlicher Breite; 
im Westen, die östliche Küste Amerikas, von dem Punkte an, wo der 
32ste Grad nördlicher Breite diese Küste berührt, bis zum 45sten Grade 
südlicher Breite; im Süden, den 45sten Grad südlicher Breite, von dem 
Punkte an, wo dieser Breitengrad die östliche Küste Amerikas berührt, 
bis zum Besten Grade östlicher Länge, vom Meridiane von Green wich 
gerechnet; und im Osten, denselben Längengrad von dem Punkte an, wo 
er von dem 45sten Grade südlicher Breite durchschnitten wird, bis zur 
Küste von Ostindien. 
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Artikel 3. 

Jeder der Hohen kontrahirenden Theile, welcher Kreuzer Behufs der 
Unterdrückung des Negerhandels ausrüsten und das gegenseitige Durch- 
suchungsrecht ausüben will, behält sich das Recht vor, nach eigenem Er- 
messen sowohl die Zahl der Kriegsschiffe, welche zu dem im Artikel 2 
gegenwärtigen Vertrages festgesetzten Dienste verwendet werden, als auch 
die Stationen zu bestimmen, wo die gedachten Schiffe kreuzen sollen. 

Die Namen der zu diesem Zwecke bestimmten Schiffe und die ihrer 
Befehlshaber sollen von Jedem der Hohen kontrahirenden Theile den 
Uebrigen mitgetheilt werden ; auch werden dieselben sich gegenseitig jedes 
Mal benachrichtigen, wenn ein Kreuzer auf eine Station geschickt oder 
von dort abgerufen wird, damit die nöthigen Vollmachten von denjenigen 
Gouvernements, welche zur Durchsuchung ermächtigen, ausgefertigt und 
eben diesen Regierungen von Seiten des Gouvernements, welches die- 
selben erhalten hat, wreder zurückgestellt werden können, wenn diese 
Urkunden nicht mehr Behufs Ausfuhrung des gegenwärtigen Vertrags ge- 
braucht werden. 

Artikel 4. 

Unmittelbar nachdem die Regierung, welche die Kreuzer verwendet, 
dem Gouvernement, welches die Durchsuchung ermächtigen soll, die Zahl 
und die Namen der Kreuzer, deren Verwendung sie beabsichtigt, angezeigt 
haben wird, sollen die zur Durchsuchung ermächtigenden Vollmachten 
nach dem, gegenwärtigem Vertrage sub Littera A. angehängten Formu- 
lare ausgefertigt und von Seiten der Regierung, welche zur Durchsuchung 
ermächtigt, derjenigen, welche den Kreuzer verwendet, zugestellt werden. 

In keinem Falle darf das gegenseitige Durchsuchungsrecht gegen 
die Kriegsschiffe der Hohen kontrahirenden Theile ausgeübt werden. 

Die Hohen kontrahirenden Theile werden sich über ein besonderes 
Signal vereinigen, das zum ausschliefslichen Gebrauche der Kreuzer, 
welchen das Durchsuchungsrecht zusteht, dienen soll. 

Artikel 5. 

Die Kreuzer der Hohen kontrahirenden Theile, welche in Ausführung 
des gegenwärtigen Vertrages ermächtigt sind, das Recht der Durchsuchung 
und Beschlagnahme auszuüben, sollen in Allem, was auf die Förmlich- 
keiten der Durchsuchung und der Beschlagnahme, so wie auf die Maafs- 
regeln Bezug hat, welche zu ergreifen sind, um die, der Verwendung zum 
Negerhandel verdächtigen Schiffe den zuständigen Gerichten zu überliefern, 
sich genau nach den diesem Vertrage sub Litt. B. angeschlossenen In- 
struktionen richten. 

Die Hohen kontrahirenden Theile behalten sich das Recht vor, für 
diese Instruktionen in gegenseitigem Einverständnisse diejenigen Modifi- 
kationen eintreten zu lassen, welche die Umstände nothwendig machen 
könnten. 
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Die Kreuzer der Hohen kontrahirenden Theile sollen sich unter allen 
Umständen gegenseitige Unterstützung leisten, wo ein Zusammenwirken 
derselben von Nutzen erscheinen möchte. 

Artikel 6. 

So oft ein unter der Flagge eines der Hohen kontrahirenden Theile 
fahrendes Kauffahrteischiff von einem gehörig hierzu ermächtigten Kreuzer 
der andern Macht in Gemäfsheit des gegenwärtigen Vertrages in Beschlag 
genommen wird, sollen dieses Handels-Schiff, so wie der Kapitain, die 
Mannschaft, die Ladung und die Sklaven, welche sich etwa am Bord be- 
finden möchten, nach demjenigen Orte geführt werden, welchen die Hohen 
kontrahirenden Theile respektive dazu bestimmt haben werden; und es 
sollen dieselben an die, von der Regierung, innerhalb deren Besitzungen 
jener Ort belegen ist, dazu bestellten Behörden, überliefert werden, damit 
sodann in der weiter unten angegebenen Art vor den zuständigen Gerichten 
gegen dieselben verfahren werde. 

Wenn der Befehlshaber des Kreuzers die Führung und Ueberlieferung 
des in Beschlag genommenen Schiffs nicht selbst übernehmen zu müssen 
glaubt, so ' soll er dies Geschäft einem Offiziere von dem Range eines 
Lieutenants in der Königlichen oder Kaiserlichen Marine, oder wenigstens 
einem Offiziere anvertrauen, welcher zur Zeit an Bord des die Beschlag- 
nahme ausführenden Schiffs die dritte Stelle im Range einnimmt. 

Artikel 7. 
Wenn der Befehlshaber eines Kreuzers eines der Hohen kontrahirenden 
Theile Grund zu dem Verdachte hat, dafs ein unter Konvoy oder in Ge- 
sellschaft eines Kriegsschiffes eines andern der Hohen kontrahirenden Theile 
fahrendes Kauffahrteischiff sich mit dem Negerhandel befafst habe oder 
zu diesem Handel ausgerüstet worden sei, — so soll er seinen Verdacht 
dem Befehlshaber des Kriegsschiffes mittheilen, welcher alsdann allein die 
Durchsuchung des verdächtigen Schiffs vorzunehmen hat; und im Falle 
dieser letztere Befehlshaber anerkennen sollte, dafs der Verdacht gegründet 
ist, soll er das Schiff, so wie den Kapitain, die Mannschaft, die Ladung 
und die Sklaven, welche sich am Bord befinden möchten, nach einem Hafen, 
welcher der Nation des in Beschlag genommenen Schiffs zugehört, führen 
lassen, damit dort vor den zuständigen Gerichten das weiter unten ver- 
ordnete Verfahren eingeleitet werde. 

Artikel 8. • 
Sobald ein in Beschlag genommenenes und Behufs der Aburteilung weg- 
geführtes Kauffahrteischiff in dem Hafen angekommen sein wird, wohin es 
in Gemäfsheit der Anlage B. des gegenwärtigen Vertrages zu führen war, 
mufs der Befehlshaber des Kreuzers, welcher dasselbe in Beschlag genommen 
hat, oder der mit der Führung desselben beauftragte Offizier den zu diesem 
Ende bestellten Behörden eine von ihm unterzeichnete Ausfertigung aller 
Inventarien, Verhandlungen und der andern Dokumente übergeben, welche 
in den, gegenwärtigem Vertrage sub Litt. B. hinzugefügten Instruktionen 
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aufgeführt sind, und die gedachten Behörden sollen dem zu Folge zu einer 
Durchsuchung des in Beschlag genommenen Schiffs und dessen Ladung, 
so wie zu einer Besichtigung seiner Mannschaft und der etwa an Bord 
befindlichen Sklaven schreiten, nachdem sie zuvor den Befehlshaber des 
Kreuzers oder den Offizier, welcher das Schiff eingebracht hat, von der 
zu dieser Durchsuchung und Besichtigung angesetzten Zeit benachrichtigt 
haben, damit er dabei gegenwärtig sein oder sich vertreten lassen könne. 
Ueber dies Verfahren sollen zwei gleichlautende Prokolle aufgenommen 
werden, welche von den Personen, die dabei thätig oder zugegen gewesen, 
zu unterzeichnen sind; und das eine dieser Dokumente soll dem Befehls- 
haber des Kreuzers oder dem von ihm mit der Führung des in Beschlag 
genommenen Schiffs beauftragten Offiziere eingehändigt werden. 

Artikel 9. 
Jedes, in Geinäfsheit der Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrages 
durchsuchte und in Beschlag genommene Kauffahrteischiff einer oder der 
anderen der fünf Nationen ist, wenn es nicht Beweise vom Gegentheile 
geben kann, verdächtig, sich mit dem Neger-Handel befafst zu haben oder 
für diesen Handel ausgerüstet worden zu sein, wenn sich in der Einrich- 
tung, in der Ausrüstung oder am Bord des gedachten Schiffes während der 
Fahrt, auf welcher es in Beschlag genommen worden, einer der nachstehend 
verzeichneten Artikel befunden hat: 

i) Vergitterte Lukenklappen und nicht solche in ganzen Planken, 
wie sie die Kauffahrteischiffe gewöhnlich führen; 

2) Eine gröfsere Anzahl von Abtheilungen in dem Zwischendecke 
oder auf dem Oberloff, als es den Bedürfnissen der in einem 
erlaubten Verkehre begriffenen Schiffe entspricht; 

3) Reserveplanken, welche zugerichtet sind, um daraus ein zweites 
Deck oder ein sogenanntes Sklavendeck zu machen; 

4) Halseisen, Fufs- und Handschellen; 

5) Ein gröfserer Wasservorrath in Fässern oder Behältern, als es 
den Bedürfnissen der Mannschaft des betreffenden Kauffahrteischiffs 
entspricht ; 

- 6) Eine ungewöhnliche Anzahl von Wasserfassern oder anderen zur 
Bewahrung von Flüssigkeiten bestimmten Gefäfsen, Falls nicht der 
Kapitain ein Zertifikat der Zollbehörde des Abfahrts-Ortes vorlegt, 
wodurch bescheinigt wird, dafs die Rheder des gedachten Schiffes 
sich genügend ausgewiesen haben, dafs diese ungewöhnliche An- 
zahl von Fässern oder Gefäfsen nur mit Palmöl gefüllt werden, 
oder zu einem anderen erlaubten Handelszwecke dienen sollen; 

7) Eine gröfsere Anzahl hölzerner Efsnäpfe oder Kannen, als es 
dem Bedarfe der Mannschaft des betreffenden Kauffahrteischiffes 
entspricht ; 

8) Ein kupferner Kessel oder ein anderes Geräth von ungewöhn- 
lichem Umfange zur Bereitung der Mundvorräthe, und zwar gröfser, 
oder bestimmt, gröfser gemacht zu werden, als es den Bedürfnissen 
der Mannschaft de^ betreffenden Kauffahrteischiffs entspricht: 
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oder mehr als Ein kupferner Kessel oder anderes Küchengeräth 
von gewöhnlichem Maafse; 
9) Eine ungewöhnliche Quantität von Reis, von Brasilianischem 
Maniokmehle oder Kassada, gewöhnlich «Farina** genannt, oder 
von Mais oder indischem Korne, oder von anderen Mundvor- 
räthen irgend einer Art über das muthmafsliche Bedürfnifs der 
Schiffsmannschaft hinaus; es sei denn, dafs diese Quantität von 
Reis, Farina, Mais, indischem Korne oder irgend einem anderen 
Mundvorrathe, als ein Theil der zum Handel bestimmten Ladung 
des Schiffs in dem Manifeste aufgeführt ist. 
10) Eine beträchtlichere Quantität von Matten, im Stücke oder ein- 
zeln, als es den Bedürfnissen des betreffenden Kauffahrteischiffes 
entspricht, wenn diese Matten nicht als ein Theil der Ladung im 
Manifeste aufgeführt sind. 
Wenn festgestellt ist, dafs ein oder mehrere der voraufgeführten Ar- 
tikel am Bord sich befinden, oder während der Fahrt, auf welcher das Schiff 
in Beschlag genommen worden, am Bord gewesen sind, so soll diese That- 
sache als ein Beweis prima facie dafür gelten, dafs das Schiff im Neger- 
handel begriffen gewesen ist; und das letztere soll demgemäfs verurtheilt 
und für gute Prise erklärt werden, falls nicht der Kapitain oder die Rheder 
auf eine klare und unverwerfliche Weise dem Gerichte die Ueberzeugung 
gewähren, dafs das Schiff zur Zeit seiner Beschlagnahme oder Kaptur in 
einem erlaubten Geschäfte begriffen war, und dafs diejenigen von den ver- 
schiedenen, obengenannten Artikeln, welche bei der Beschlagnahme am 
Bord gefunden worden, oder welche während der Fahrt, auf der das Schiff 
in Beschlag genommen wurde, am Bord gewesen waren, zur Erreichung des 
erlaubten Zwecks seiner Reise nothwendig waren. 

Artikel ig. 

Wie oben erwähnt ist, soll wider das in Beschlag genommene Schiff, 
seinen Kapitain, seine Mannschaft und Ladung vor den zuständigen Ge- 
richten des Landes, welchem dasselbe angehört, unverzüglich verfahren 
werden, und zwar soll das Urtheil über selbige nach den in diesem Lande 
bestehenden Formen und Gesetzen erfolgen; und wenn sich bei dem Ver- 
fahren ergiebt, dafs das gedachte Schiff sich mit dem Negerhandel befafst 
hat, oder für diesen Handel ausgerüstet worden ist, soll das Schiff, sein 
Inventarium und seine zum Handel bestimmte Ladung konfiszirt, und in Be- 
treff des Kapitains, der Schiffs-Mannschaft und ihrer Mitschuldigen nach den 
Gesetzen des Landes geurtheilt und verfahren werden. 

Im Falle der Konfiskation ist der Erlös aus dem Verkaufe des vorer- 
wähnten Schiffs innerhalb sechs Monaten, von dem Datum des Verkaufs 
an gerechnet, zur Disposition der Regierung des Landes zu stellen, welchem 
das Schiff, das die Prise gemacht hat, angehört, um in Gemäfsheit der Ge- 
setze dieses Landes verwendet zu werden. 

Artikel u. 

Wenn einer der im Artikel 9. gegenwärtigen Vertrages aufgeführten 
Artikel am Bord eines KaufEahrteischiffes gefunden, oder wenn festgestellt 
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worden ist, dafs ein solcher sich während der Fahrt,* auf welcher das Schiff 
in Beschlag genommen worden ist, auf demselben befunden habe, so wird 
in keinem Falle weder dem Kapitaine, noch dem Rheder, noch irgend einer 
anderen, bei der Ausrüstung oder Ladung interessirten Person irgend eine 
Entschädigung für die aus der Beschlagnahme des Schiffs sich herleitenden 
Verluste, Schäden oder Kosten gewährt, selbst dann nicht, wenn ein ver- 
urtheilendes Erkenntnifs gegen das Schiff in Folge der Beschlagnahme nicht 
gefällt werden sollte. 

Artikel 12. 

In allen Fällen, wenn ein Schiff in Gemäfsheit des gegenwärtigen Ver- 
trags als im Negerhandel begriffen oder zu diesem Handel ausgerüstet, in 
Beschlag genommen und demnächst verurtheilt und konfiszirt worden ist, 
soll die Regierung des Kreuzers, welcher die Prise gemacht hat, oder die 
Regierung, deren Gerichtshof das Schiff verurtheilt hat, das verurtheilte 
Schiff für den Dienst in ihrer Kriegsmarine zu dem Preise ankaufen können, 
welcher von einer, durch den gedachten Gerichtshof zu diesem Ende aus- 
zuwählenden geigneten Person bestimmt wird. Die Regierung, deren Kreuzes 
die Beschlagnahme ausgeführt hat, soll das Vorzugsrecht beim Erwerbe des 
Schiffs haben. Wenn aber das verurtheilte Schiff nicht in der vorangege- 
benen Weise angekauft wird, soll dasselbe unmittelbar nach ergangenem 
Konfiskationsurtheile auseinander genommen werden und defnnächst der 
Verkauf der einzelnen Theile stattfinden. 

ARTIKEL 13. 

Wenn durch das Urtheil des zuständigen Gerichts anerkannt worden 
ist, dafs ein, kraft gegenwärtigen Vertrages in Beschlag genommenes 
Kauffahrteischiff sich nicht mit dem Negerhandel befafst hat, auch nicht zu 
diesem Handel ausgerüstet gewesen ist, so soll es dem oder den als 
Eigenthümern legitimirten Rhedern zurückgegeben werden. Und wenn im 
Laufe des Verfahrens dargethan worden sein sollte, dafs das Schiff wider- 
rechtlicherweise, oder ohne hinreichende Verdachtsgründe, durchsucht und 
in Beschlag genommen wordeA ist: oder dafs bei der Durchsuchung und 
Beschlagnahme Verstöfse oder Bedrückungen begangen sind, so soll der 
Befehlshaber des Kreuzers, oder der Offizier, welcher an Bord des besagten 
Schiffs gegangen ist, oder derjenige, dem die Führung desselben anvertraut 
war und unter dessen Autorität, nach Lage des Falls, Verstofs oder Be- 
drückung stattgehabt hat, dem Kapitaine und den Eigenthümern des Schiffs 
und der Ladung für Schäden und Interessen verantwortlich sein. 

Diese Schäden und Interessen können von demselben Gerichte fest- 
gesetzt werden, vor welchem das Verfahren gegen das in Beschlag ge- 
nommene Schiff, seinen Kapitain, seine Mannschaft und seine Ladung 
stattgefunden hat; und die Regierung des Landes, welchem der jene Ver- 
urtheilung veranlassende Offizier angehört, soll verpflichtet sein, den Betrag 
der gedachten Schäden und Interessen zu bezahlen, und zwar innerhalb 
eines Zeitraums von sechs Monaten, von dem Datum des Urtheils an 
gerechnet, wenn das Urtheil von einem in Europa befindlichen Gerichts- 
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hofe gefällt ist, und innerhalb des Zeitraums von einem Jahre, wenn das 
gerichtliche Verfahren aufserhalb Europa stattgefunden hat. 

Artikel 14. 

Wenn bei einer, kraft des gegenwärtigen Vertrages ausgeführten 
Durchsuchung oder Beschlagnahme eines Kauffahrteischiffs, irgendein Verstofs 
oder eine Bedruckung begangen und das Schiff nicht der Jurisdiktion seiner 
Nation überliefert worden ist, so mufs der Kapitain eine eidlich zu erhär- 
tende Erklärung hinsichtlich der Verstöfse und Bedrückungen, Ober die er 
sich zu beklagen hat, so wie in Betreff der Schäden und Interessen ab- 
geben, deren Ersatz er beanspruchen will ; und zwar mufs diese Erklärung 
von ihm vor den kompetenten Behörden des ersten Hafens seines Landes, 
in welchem er anlangt, oder in einem fremden Hafen, vor dem Konsular- 
agenten seiner Nation abgegeben werden, falls das Schiff zuerst in einem 
fremden Hafen einläuft, wo ein solcher Agent sich befindet. ' 

Diese Erklärung soll durch eine eidliche Vernehmung der angesehen- 
sten Personen unter der Schiffsmannschaft oder den Passagieren, welche 
Zeugen der Durchsuchung oder Beschlagnahme gewesen sind, beglaubigt 
und über das alles ein Protokoll aufgenommen werden, von welchem dem 
Kapitaine zwei Ausfertigungen zuzustellen sind, deren eine er seiner Re- 
gierung zur Unterstützung seiner Forderung an Schäden und Interessen 
einzureichen hat. 

Wenn der Kapitain durch höhere Gewalt abgehalten wird, seine 
Erklärung selbst abzugeben, so kann dieselbe durch den Eigenthümer des 
Schiffs oder durch jede andere bei der Ausrüstung oder Ladung des 
Schiffs interessirte Person abgegeben werden. 

Auf die offizielle Mittheilung einer Ausfertigung des oben gedachten 
Protokolls wird die Regierung des Landes, welchem der, solcher Verstöfse 
oder Bedrückungen beschuldigte Offizier angehört, unverzüglich eine 
Untersuchung einleiten lassen; und wenn die Beschwerde für begründet 
anerkannt worden ist, wird diese Regierung dem Kapitaine oder Eigen- 
thümer, oder jeder anderen bei der Ausrüstung oder Ladung des molestirten 
Schiffes interessirten Person den Betrag des ihnen gebührenden Ersatzes 
an Schäden und Interessen zahlen lassen. 

Artikel 15. 

Die Hohen kontrahirenden Theile verpflichten sich, auf diesfalliges 
Ansuchen sich gegenseitig kostenfrei Abschriften der angeordneten Unter- 
suchungs-Verhandlungen und der ergangenen Urtheilssprüche mitzutheilen, 
welche Schiffe betreffen, die in Ausführung der Bestimmungen des gegen- 
wärtigen Vertrags durchsucht oder in Beschlag genommen worden sind. 

Artikel 16. 
Die Hohen kontrahirenden Theile kommen darin überein, allen 
Sklaven die unverzügliche Freigebung zuzusichern, welche an Bord der 
kraft der Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrages in Beschlag genomme- 
nen und verurtheilten Schiffe vorgefunden werden sollten. 
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Artikel 17. 

Die hohen kontrahirenden Theile kommen dahin überein, diejenigen 
See-Mächte Europas, welche noch keine Verträge wegen Abschaffung des 
Neger-Handels abgescl^ssen haben, einzuladen, dem gegenwärtigen Ver- 
trage beizutreten. 

ARTIKEL 18. 
Die Urkunden oder Instrumente, die dem gegenwärtigen Vertrage 
angehängt sind und welche als integrirender Theil desselben zu betrachten 
man gegenseitig übereingekommen ist, sind folgende: 

A. Formulare für die Vollmachten und für die Ordres, bestimmt, 
den Kreuzern jeder Nation bei den Kraft des gegenwärtigen 

•' Vertrags auszuführenden Durchsuchungen und Beschlagnahmen 
zur Richtschnur zu dienen. 

B. Instruktionen für die Kreuzer der Kriegsmarine, welche in Ge- 
mäfsheit des gegenwärtigen Vertrags zur Unterdrückung des 
Negerhandels verwendet werden. 

Artikel 19. 

Der gegenwärtige, aus 19 Artikeln bestehende Vertrag soll ratifizirt 
werden und die Auswechselung der Ratifikationen innerhalb zweier Monate, 
vom heutigen Tage an gerechnet, oder wenn möglich noch früher zu 
London erfolgen. 

Zu Urkund dessen haben die respektiven Bevollmächtigten den gegen- 
wärtigen Vertrag im Englischen und Französischen Texte unterzeichnet 
und ihre Siegel beigedruckt. 

So geschehen zu London, am 20. Dezember Eintausend Achthundert 
Ein und Vierzig. 

(L. S.) SCHLEINITZ. 
(L. S.) KOLLER. 

(L. S.) St. Aulairr. 
(L. S.) Aberdeen. 
(L. S.) Brunnow. 

Von Preufsen, Oesterreich, Grofsbritannien und Rufsland sind die 
Ratificationen dieses Vertrages ausgewechselt • und dessen Bestimmungen 
in einem Protokolle d. d. London, den 9. November 1842 auch nach dem 
Rucktritte Frankreichs von dem Vertrage, für vollkommen verbindlich er- 
klärt worden. 
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ANLAGE A. 

zu dem zwischen Preufsen, Oesterreich, Frankreich, Grofsbritannien 
und Rufsland unter dem 20. Dezember 1841 zu Lyidon abgeschlossenen 
Vertrage wegen Unterdrückung des Handels mit Afrikanischen Negern. 

FORMULAR I. 
Vollmacht, kraft derer ein Kreuzer des einen der Hohen kontrahi- 
renden Theile befugt sein soll, ein Kauffahrtei - Schiff , welches einem 
anderen der Hohen kontrahirenden Theile angehört oder unter dessen 
Flagge fahrt und in dem Verdachte steht, sich mit dem Negerhandel zu 
befassen oder für diesen Handel ausgerüstet zu sein, zu durchsuchen und 
in Beschlag zu nehmen: 



Nachdem durch den zwischen Preufsen, Oesterreich, Frankreich, 
Grofsbritannien und Rufsland zu London unter dem 20. Dezember 1841 
abgeschlossenen Vertrage zur gänzlichen Unterdrückung des Handels mit 
Afrikanischen Negern vereinbart worden ist, dafs Kreuzer einer oder der 
anderen der gedachten Mächte angehörig, ermächtigt werden sollen, inner- 
halb bestimmter Gränzen die Handelsschiffe der Hohen kontrahirenden 
Theile, welche sich mit dem Negerhandel befassen oder verdächtig sind, 
für diesen Handel ausgerüstet zu sein, zu durchsuchen und in Beschlag 

zu nehmen; und nachdem die Regierung es für angemessen 

erachtet hat, das Schiff, welches Sie befehligen, zu dieser dienstlichen 
Bestimmung zu verwenden und Sie mit speciellen Instruktionen zu ver- 
sehen , welche Ihnen bei der gedachten dienstlichen Bestimmung als Ver- 
haltungsregeln dienen sollen: — so werden Sie kraft dieser Instruktionen 
und der gegenwärtigen Vollmacht ermächtigt, innerhalb der im Artikel II. 

des gedachten Vertrages bezeichneten Gränzen die unter der 

Flagge fahrenden Handelsschiffe, welche verdächtig sind, sich mit dem 
Negerhandel zu befassen, zu durchsuchen, und in Betreff derjenigen Schiffe,' 
welche sich mit dem Negerhandel befafst haben oder welche verdächtig 
sein werden, für diesen Handelausgerüstet zu sein, so zu verfahren, wie 
es in dem gedachten Vertrage und in den demselben angehängten Instruk- 
tionen vorgeschrieben ist. * 

Gegeben zu 
den 
An den Befehlshaber der 

FORMULAR II. 
Order, bestimmt, dem Befehlshaber eines Kreuzers eines der Hohen 
kontrahirenden Theile in Ansehung der Durchsuchung und Beschlagnahme 
eines Handelsschiffes, das einem anderen der Hohen kontrahirenden Theile 
angehört oder unter dessen Flagge fährt, zur Richtschnur zu dienen: 



Nachdem durch den zwischen Preufsen, Oesterreich, Frankreich, 
Grofsbritannien und Rufsland zu London unter dem 20. Dezember 1841 
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abgeschlossenen Vertrag wegen gänzlicher Unterdrückung des Handels 
mit Afrikanischen Negern vereinbart worden ist, dafs Kreuzer einer oder 
der anderen der gedachten Mächte angehörig, kraft der in diesem Vertrage 
erwähnten speziellen Instruktionen ermächtigt werden sollen, innerhalb 
bestimmter Gränzen die Handelsschifife der anderen Hohen kontrahirenden 
Theiie, welche sich mit dem Negerhandel befassen oder verdächtig sind, 
für diesen Handel ausgerüstet zu sein, zu durchsuchen und in Beschlag 
zu nehmen; — und nachdem die Regierung es für ange- 
messen erachtet hat, das Schiff, welches Sie befehligen, zu dieser dienst- 
lichen Bestimmung zu verwenden und Sie mit den gedachten speziellen 
Instruktionen zu versehen, — so übersenden wir Ihnen beifolgend Abschrift 
des gedachten Vertrages vom 20. Dezember und der demselben angefügten 
vorerwähnten Instruktionen, in Folge derer und kraft gegenwärtiger Order 

und der angeschlossenen Vollmacht der Regierung von Sie 

ermächtigt werden, innerhalb der im Artikel II. des gedachten Vertrages 
bezeichneten Gränzen die unter der Flagge fahrenden Han- 
delsschiffe, welche verdächtig sind, sich mi$ dem Negerhandel zu befassen, 
zu durchsuchen, und in Betreff derjenige* 'Schiffe, welche sich mit dem 
Negerhandel befafst haben, oder welche verdächtig sein werden, für diesen 
Handel ausgerüstet zu sein, so zu verfahren, wie es in dem gedachten 
Vertrage der erwähnten Vollmacht und den besagten Instruktionen vor- 
geschrieben ist; und wir beauftragen und veranlassen Sie, sich auf das 
genauste nach allen darin enthaltenen Bestimmungen und Verabredungen 
zu richten , zugleich aber auch darauf zu achten , dafs Sie die Ihnen ver- 
liehene Amtsgewalt auf die mildeste Weise und mit allen den Rücksichten 
zur Ausübung bringen, welche verbündete und befreundete Nationen ein- 
ander schuldig sind; auch mit den Befehlshabern aller Kriegs- 
schiffe, welche dieselbe dienstliche Bestimmung haben, aufrichtig zusam- 
men zu wirken. 

Gegeben zu 
den 
An den Befehlshaber der 

Die vorstehenden Formulare zu Vollmachten und Orders sollen dem 
heut zwischen Preufsen, Oesterreich, Frankreich, Grofsbritannien und Rufs- 
land wegen Unterdrückung des Handels mit Afrikanischen Negern abge- 
schlossenen Vertrage angehängt und als ein integrirender Theil dieses 
Vertrages betrachtet werden. 

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten der Hohen kontra- 
hirenden Theiie dieselben unterzeichnet und ihre Siegel beigedruckt. 

So geschehen zu London, am 20. Dezember Eintausend achthundert 
ein und vierzig. 

(L. S.) SCHLEINITZ. 
(L. S.) KOLLER. 

(L. S.) St. Aulaire. 

(L. S.) Aberdeen. 

(L. S.) Brunnow. 

2* 
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ANLAGE B. 

zu dem zwischen Preufsen, Oesterreich, Frankreich, Grofsbritannien 
und Rufsland unter dem 20. Dezember 1841 zu London abgeschlossenen 
Vertrage wegen Unterdrückung des Handels mit Afrikanischen Negern. 

Instruktionen für die Kreuzer, 
I. Jedes Mal, wenn ein Handelsschiff, welches einem der Hohen 
kontrahirenden Theile angehört oder unter dessen Flagge fahrt, durch 
einen Kreuzer eines der anderen Hohen kontrahirenden Theile durchsucht 
werden soll, mufs der den Kreuzer befehligende Offizier, bevor er zur 
Durchsuchung schreitet, dem Kapitaine jenes Schiffes die Spezialorder 
vorlagen, welche ihm das exceptionelle Recht zu der Durchsuchung er- 
theilt, und dem gedachten Kapitaine ein von ihm unterzeichnetes Zeugnifs 
einhändigen, welches seinen Rang in der Kriegs - Marine seines Landes, 
so wie den Namen des Schiffes, welches er befehligt, angeben und die 
Versicherung enthalten mufs, dafs der einzige Zweck seiner Durchsuchung 
sei, sich zu überzeugen, ob das Schiff sich mit dem Negerhandel befasse, 
oder ob es für diesen Handel ausgerüstet sei, oder ob es zu diesem Handel 
während der Fahrt, auf welcher es von dem gedachten Kreuzer ange- 
troffen worden, verwendet worden sei. Wenn die Durchsuchung von einem 
andern Offiziere des Kreuzers, als dem Befehlshaber desselben vorgenom- 
men wird, so soll dieser Offizier den Rang eines Lieutenants in der 
Kriegs -Marine haben oder wenigstens zur Zeit der zweite im Range am 
Bord des Schiffes sein, welcher die Durchsuchung vornimmt; in diesem 
Falle mufs der gedachte Offizier dem Kapitaine des Kauffahrteischiffes 
eine von dem Befehlshaber des Kreuzers unterzeichnete Abschrift der oben 
erwähnten Spezialordre vorzeigen, und aufserdem eine von ihm selbst 
unterzeichnete Erklärung einhändigen, welche den Rang, den er in der 
Kriegs - Marine seines Landes einnimmt, den Namen des Befehlshabers, 
unter dessen Befehlen er steht, den Namen des Kreuzers, zu welchem er 
gehört, und den Zweck der Durchsuchung, so wie oben gesagt ist, 
ang^ebt. 

Stellt sich bei der Durchsuchung heraus, dafs die Papiere des Schiffs 
in Ordnung sind, und dasselbe in erlaubtem Verkehre begriffen ist, so 
hat der Offizier in das Schiffsjournal einzutragen, dafs die Durchsuchung 
Kraft der oben erwähnten Spezialordre stattgefunden hat, und nach Er- 
füllung dieser Förmlichkeit steht es dem Schiffe frei, seine Fahrt fortzu- 
setzen. 

2. Wenn der den Kreuzer befehligende Offizier nach dem Resultate 
der Durchsuchung hinreichende Gründe zu haben glaubt, anzunehmen, dafs 
das Schiff sich mit dem Negerhandel befasse, oder zu diesem Handel aus- 
gerüstet worden sei, oder dafs es sich mit diesem Handel während der Fahrt, auf 
welcher es von dem Kreuzer angetroffen worden ist, befafst habe, und 
wenn er sich in Folge dessen entschliefst, dasselbe in Beschlag zu nehmen 
und der Jurisdiktion der kompetenten Behörde zu übergeben, so mufs er 
auf der Stelle über alle am Bord befindlichen Papiere zwei gleichlautende 
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Inventarien aufnehmen und beide Instrumente unterzeichnen, indem er 
seinem Namen, seinen Rang in der Kriegsmarine so wie auch den Namen 
des Schiffes, welches er befehligt, hinzufugt. 

In derselben Weise mufs er zwei gleichlautende Protokolle aufneh- 
men und unterzeichnen, welche die Zeit und den Ort der Beschlagnahme, 
den Namen des Schififes, den seines Kapitains und diejenigen der Schiffs- 
mannschaft, sowie die Anzahl und den Zustand der am Bord gefundenen 
Sklaven angeben. 

Aufserdem sollen diese Protokolle eine genaue Beschreibung von 
dem Zustande des Schiffs und seiner Ladung enthalten. 

3. Der Befehlshaber des Kreuzers mufs das in Beschlag genommene 
Schiff, so wie dessen Kapitain, Mannschaft, Passagiere, Ladung und die 
am Bord gefundenen Sklaven unverzüglich nach einem der weiter unten 
bezeichneten Häfen führen oder fuhren lassen, damit hinsichtlich ihrer in 
Gemäfsheit der Gesetze des Landes, dessen Flagge das Schiff fuhrt, ver- 
fahren werde; und er hat dieselben an die kompetenten Behörden oder 
an diejenigen Personen abzuliefern, die von der Regierung, welcher der 
gedachte Hafen gehört, zu dem Ende besonders bestellt sein werden. 

4. Es darf Niemand vom Bord des in Beschlag genommenen Schiffs 
entfernt, auch kein Theil der Ladung oder der am Bord befindlichen 
Sklaven weggebracht werden, bis das gedachte Schiff den Behörden seiner 
eigenen Nation überliefert worden; ausgenommen in dem Falle, wo die 
Versetzung der Gesammtheit oder eines Theils der Schiffsmannschaft oder 
der am Bord gefundenen Sklaven für nothwendig erachtet werden sollte, 
sei es nun, um ihr Leben zu erhalten, oder aus einer anderen Rücksicht 
der Menschlichkeit, oder sei es um der Sicherheit derjenigen willen, 
welche mit der Führung des Schiffs nach seiner Beschlagnahme beauftragt 
werden. In einem solchen Falle mufs der Befehlshaber des Kreuzers oder 
der mit der Führung des in Beschlag genommenen Schiffs beauftragte 
Offizier über die gedachte Versetzung ein Protokoll aufnehmen, in welchem 
er die Gründe dazu angiebt; und die auf diese Weise versetzten Kapitaine, 
Matrosen, Passagiere und Sklaven sind in denselben Hafen zu fuhren, 
wohin Schiff und Ladung gebracht werden ; und die Uebernahme derselben 
soll auf die gleiche Weise, wie die des Schiffes, in Gemäfsheit der hier 
unten folgenden Festsetzungen stattfinden. 

Indefs findet keine der Bestimmungen des vorstehenden Paragraphen 
Anwendung auf Sklaven, welche am Bord preufsischer, österreichischer 
oder russischer Schiffe gefunden werden; mit solchen Sklaven wird in 
Gemäfsheit der Bestimmungen verfahren, welche in den folgenden Para- 
graphen enthalten sind. 

5. Alle österreichischen Schiffe, welche auf den Stationen von 
Amerika oder Afrilja durch Kreuzer der anderen kontrahirenden Theile 
in Beschlag genommen werden sollten, sind nach Triest zu fuhren und 
der österreichischen Jurisdiktion zu überliefern. 

Wenn aber Sklaven am Bord eines solchen österreichischen Schiffs 
im Augenblicke seiner Beschlagnahme vorgefunden werden, so ist das 
Schiff zuvörderst, um die Sklaven abzusetzen, in denjenigen Hafen zu 
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führen, wohin es, wenn es unter französischer oder englischer Flagjje 
gefahren wäre, geführt worden sein würde, um vor Gericht gestellt zu 
werden ; sodann ist das Schiff nach Triest zu führen und der österreichischen 
Jurisdiktion zu überliefern, wie oben bestimmt worden ist. 

Alle französischen Schiffe, welche an der westlichen Küste von 
Afrika durch die Kreuzer der anderen kontrahirenden Theile in Beschlag 
genommen werden sollten, sind nach Gorea zu führen und der franzö- 
sischen Jurisdiktion zu überliefern. 

Alle Französischen Schiffe, welche an der östlichen Küste von Afrika 
durch die Kreuzer der anderen kontrahirenden Theile in Beschlag ge- 
nommen werden sollten, sind nach der Insel Bourbon zu führen und 
der französischen Jurisdiktion zu überliefern. 

Alle Französischen Schiffe, welche an der Küste von Amerika, südlich 
vom loten Grade nördlicher Breite durch die Kreuzer der anderen kontrahi- 
renden Theile in Beschlag genommen werden sollten, sind nach Cayenne zu 
führen und der Französischen Jurisdiktion zu überliefern. 

Alle Französischen Schiffe, welche durch die Kreuzer der anderen 
kontrahirenden Theile entweder in Westindien oder an der Küste von 
Amerika nördlich vom loten Grade nördlicher Breite in Beschlag genommen 
werden sollten , sind nach Martinique zu führen und der Französischen 
Jurisdiktion zu überliefern. 

Alle Britischen Schiffe, welche an der westlichen Küste von Afrika 
durch die Kreuzer der anderen kontrahirenden Theile in Beschlag genommen 
werden sollten, sind nach Bathurst am Gambia -Flufs zu führen und der 
Britischen Jurisdiktion zu überliefern. 

Alle Britischen Schiffe, welche an der östlichen Küste von Afrika 
durch die Kreuzer der anderen kontrahirenden Theile in Beschlag ge- 
nommen werden sollten, sind nach dem Kap der guten Hoffnung zu führen 
und der Britischen Jurisdiktion zu überliefern. 

Alle Britischen Schiffe, welche an der Küste von Amerika durch 
die Kreuzer der anderen kontrahirenden Theile in Beschlag genommen 
werden sollten, sind, je nachdem der Befehlshaber des Kreuzers es für 
zweckmäfsiger hält, Behufs der Ueberlieferung an die Britische Jurisdiktion 
nach der Kolonie von Demerary oder nach Port Royal auf Jamaika 
zu führen. 

Alle Britischen Schiffe, die in West- Indien durch die Kreuzer der 
anderen kontrahirenden Theile in Beschlag genommen werden sollten, sind 
nach Port Royal auf Jamaika zu führen und der Britischen Jurisdiktion 
zu überliefern. 

Alle Preufsischen Schiffe, welche auf den Stationen von Afrika oder 
Amerika durch die Kreuzer der anderen kontrahirenden Theile in Beschlag 
genommen werden sollten, sind nach Stettin zu führen und der Preufsischen 
Jurisdiktion zu überliefern. 

Wenn aber am Bord eines solchen Preufsischen Schiffes im Augen- 
blicke seiner Beschlagnahme Sklaven vorgefunden werden, so ist das Schiff 
zuvörderst, um die Sklaven abzusetzen, in denjenigen Hafen zu führen, 
wohin es, wenn es unter Französischer oder Englischer Flagge gefahren 
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wäre, geführt worden sein würde, um vor Gericht gestellt zu werden; 
demnächst ist das Schiflf, wie oben bestimmt worden, nach Stettin zu führen 
und der Preufsischen Jurisdiktion zu überliefern. 

Alle Russischen SchiiGfe, welche auf den Stationen von Afrika oder 
Amerika durch die Kreuzer der anderen kontrahirenden Theile in Beschlag 
genommen werden sollten, sind Behufs ihrer Ueberlieferung an die Russische 
Jurisdiktion nach Kronstadt oder Reval zu führen, je nachdem die Jahres- 
zeit dem Schiffe gestatten wird, den einen oder den andern dieser Häfen 
zu erreichen. 

Wenn aber an Bord eines solchen Russischen Schiffes im Augen- 
blicke seiner Beschlagnahme Sklaven vorgefunden werden, so ist das 
Schiff zuvörderst, um die Sklaven abzusetzen, in denjenigen Hafen zu 
führen, wohin es, wenn es unter Französischer oder Englischer Flagge ge- 
fahren wäre, geführt worden sein würde, um vor Gericht gestellt zu werden ; 
demnächst ist das Schiff, wie oben festgesetzt worden, Behufs der Ueber- 
lieferung an die Russische Jurisdiktion nach Kronstadt oder Reval zu 
führen. 

6. Sobald ein Kauffahrteischiff, welches, wie oben gesagt ist, in 
Beschlag genommen worden, in einem der vorerwähnten Häfen oder Plätze 
ankommt, mufs der Befehlshaber des Kreuzers oder der mit der Führung 
des in Beschlag genommenen Schiffes beauftragte Offizier den von der 
Regierung, in dessen Gebiet der vorbezeichnete Hafen oder Platz gelegen 
ist, zu diesem Ende gehörig bestellten Behörden unverzüglich das Schiff 
und seine Ladung, so wie den Kapitain, die Mannschaft, die Passagiere 
und die am Bord vorgefundenen Sklaven, nebst den am Bord in Beschlag 
genommenen Papieren und einem der beiden Exemplare des Verzeichnisses 
der besagten Papiere übergeben, während das andere Exemplar in seinem 
Besitze bleibt. Zu gleicher Zeit hat der gedachte Offizier diesen Behörden 
eine der beiden Ausfertigungen des Protokolls, welche nach den oben- 
stehenden Bestimmungen*' anzufertigen sind, im Originale einzuhändigen, 
und einen Bericht über die Veränderungen beizufügen, welche von dem 
Augenblicke, wo das Schiff in Beschlag genommen worden, bis zur Zeit 
der Ueberlieferung stattgefunden haben möchten; so wie auch eine Ab- 
abschrift des Berichts über solche Versetzungen, wie unter den oben er- 
wähnten Voraussetzungen geschehen sein könnten. 

Bei Ueberlieferung dieser verschiedenen Schriftstücke mufs der Offizier 
die Richtigkeit derselben eidlich und schriftlich bekräftigen. 

7. Wenn der Befehlshaber eines Kreuzers eines der Hohen kontra- 
hirenden Theile, welcher mit den vorerwähnten speziellen Instruktionen 
gehörig versehen ist, Grund zu dem Verdachte hat, dafs eifl unter Konvoy, 
oder in Gesellschaft eines Kriegsschiffes eines der anderen kontrahirenden 
Theile fahrendes Kauffarteischiff sich mit dem Negerhandel befasse, oder 
für diesen Handel ausgerüstet worden sei, oder dafs es während der Fahrt, 
auf welcher es von dem Kreuzer angetroffen worden ist, sich mit dem 
Negerhandel befafst habe, — so mufs derselbe sich darauf beschränken, 
seinen Verdacht dem Befehlshaber des Kriegsschiffes mitzutheilen, und dem 
letztern es überlassen, allein zur Durchsuchung des verdächtigen Schiffes 
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zu schreiten, und selbiges, wenn Grund dazu vorhanden ist, den Gerichten 
seines Landes zu überliefern. 

8. Durch den Artikel IV. des Vertrages wird bestimmt, dafs das 
gegenseitige Durchsuchungsrecht in keinem Falle gegen Kriegsschiffe der 
flohen kontrahirenden Theile ausgeübt werden dürfe. 

Man ist übereingekommen, dafs diese Befreiung sich ebenmäfsig auf 
die Schiffe der Russisch-Amerikanischen Kompagnie beziehen solle, welche 
von Offizieren der Kaiserlichen Marine befehligt werden und von der 
Kaiserlichen Regierung ermächtigt sind, eine Flagge zu führen, die sie 
von der Handelsmarine unterscheidet, auch in ähnlicher Weise wie die 
Kriegs-Transportschiffe bewaffnet und ausgerüstet sind. 

Ebenso hat man sich darüber vereinigt, dafs die gedachten Schiffe 
mit einem Russischen Patente versehen sein sollen, welches ihren Ursprung 
und ihre Bestimmung nachweist. Die Form dieses Patents soll durch ge- 
meinschaftliche Uebereinkunft festgestellt werden. Man hat beschlossen, 
dafs dieses Patent durch die kompetente Russische Behörde ausgefertigt 
und zu St, Petersburg von den Konsulaten Frankreichs und Englands 
visirt werden solle. 

9. Im Artikel IX. §. 3. des Vertrages ist festgesetzt, dafs ein Schiff, 
wenn es nicht Beweise vom Gegentheile geben kann, verdächtig sei, sich 
mit dem Negerhandel befafst zu haben, falls .sich am Bord desselben 
Reserveplanken vorfänden, welche zugerichtet seien, um daraus ein zweites 
Deck oder ein sogenanntes Sklavendeck zu machen. 

Um jedem Verstofse, der durch eine willkürliche Auslegung dieser 
Klausel herbeigeführt werden könnte, vorzubeugen, wird den Kreuzern 
besonders empfohlen, die Anwendung derselben nicht auf Preussische, 
Oesterreichische und Russische Schiffe, welche den Holzhandel betreiben, 
auszudehnen, falls sich aus den Abfertigungen derselben ergiebt, dafs die 
Planken und Balken, welche sie am Bord haben oder gehabt haben, als 
Gegenstand eines erlaubten Verkehrs einen Theil ihrer Ladung ausmachen 
oder ausgemacht haben. 

Demzufolge, und um nicht einen erlaubten Verkehr zu hindern, wird 
den Kreuzern ausdrücklich aufgegeben, die in dem §. 3. des Artikels IX. 
enthaltenen Bestimmungen lediglich auf diejenigen Fälle anzuwenden, wo 
sich am Bord des durchsuchten Schiffes Reserveplanken vorfinden sollten, 
die augenscheinlich zur Herstellung eines sogenannten Sklavendecks be- 
stimmt wären. 

Die unterzeichneten Bevollmächtigten sind in Gemäfsheit des Ar- 
tikels XVIII. des Vertrages vom heutigen Tage übereingekommen, dafs 
die obigen Instruktionen dem heut zwischen Preufsen, Oesterreich, Frank- 
reich, Grofsbritannien und Rufsland, wegen Unterdrückung des Handels 
mit Afrikanischen Negern abgeschlossenen Vertrage angehängt und als ein 
integrirender Theil des gedachten Vertrages betrachtet werden sollen. 

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten der Hohen kontra- 
hirenden Theile diese Anlage unterzeichnet und ihre Siegel beigedruckt 
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So geschehen zu London, am 20. Dezember Ein Tausend Acht 
Hundert Ein und Vierzig. 

(L. S.) SCHLEINITZ. 

(L. S.) KOLLER. 

(L. S.) St. Aulaire. 

(L. S.) Aberdeen. 

(L. S.) Brunnow. 



In diesen Vertrag an Stelle Preufsens das Deutsche 
Reich eintreten zu lassen ist die Absicht der nachstehenden 
Uebereinkunft : ^ 

Nachdem Seine Majestät der Deutsche Kaiser, König von Preufsen, 
und Ihre Majestät die Königin des Vereinigten Königreichs von Grofs- 
britannien und Irland es für wünschenswerth erachtet haben, dafs der 
zwischen Preufsen, Grofsbritannien, Oesterreich, Frankreich und Rufsland 
am 20. Dezember 1841 zu London wegen Unterdrückung des Sklaven- 
handels abgeschlossene, und von allen diesen Mächten, mit Ausnahme 
Frankreichs, ratifizirte Vertrag den gegenwärtigen veränderten Ver- 
hältnissen entsprechend auf das Deutsche Reich ausgedehnt werde, so 
haben Allerhöchst dieselben behufs einer zu diesem Zwecke zu treffenden 
Uebereinkunft Bevollmächtigte ernannt und zwar: 

Seine Majestät der Deutsche Kaiser, König von Preufsen, Seine 
Excellenz GEORG, Grafen zu MÜNSTER, etc. 
und 

Ihre Majestät die Königin des Vereinigten Königreichs von Grofs- 
britannien und Irland, den sehr ehrenwerthen ROBERT ARTHUR 
TALBOT GASCOYNE CECIL, Marquis von SALISBURY, etc. 
Welche, nach gegenseitiger Mittheilung ihrer in guter und gehöriger 
Form befundenen Vollmachten, über folgende Punkte übereinge- 
kommen sind. 

ARTIKEL I. 
Alle aus dem oben gedachten Vertrage und aus dessen Anlagen 
für Preufsen herzuleitenden Rechte und Pflichten sollen vorbehaltlich 
gewisser im Artikel II. der gegenwärtigen Uebereinkunft enthaltenen 
Abänderungen fortan auf das Deutsche Reich übergehen dergestalt, als 
ob Letzteres den erwähnten Vertrag unmittelbar mit abgeschlossen hätte. 

ARTIKEL IL 
An die Stelle des elften und zwölften Absatzes unter Nummer V. 
der dem vorerwähnten Vertrage als Anlage B angehängten Instruktion 
für die Kreuzer sollen folgende Abreden treten: 

Alle deutschen Schiffe, welche auf den Stationen von Amerika 
oder Afrika durch die Kreuzer der anderen vertragschliefsenden 
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Theile in Beschlag genommen werden sollten, sind nach Cuxhaven 
zu führen und durch die dortigen Behörden der Jurisdiktion des- 
jenigen deutschen Staats zu überliefern, welchem der Heimathshafen 
des Schiffes angehört. 

Wenn aber an Bord eines solchen deutschen Schiffes im Augenblick 
seiner Beschlagnahme Sklaven vorgefunden werden, so ist das 
Schiff zuvörderst, um die Sklaven abzusetzen, in denjenigen Hafen 
zu führen, wohin es, wenn es unter Englischer Flagge gefahren 
wäre, geführt worden sein würde, um vor Gericht gestellt zu werden. 
Demnächst ist das Schiff nach Cuxhaven zu führen und der zu- 
ständigen deutschen Jurisdiktion, wie oben vereinbart, zu überliefern. 

Artikel III. 

Die gegenwärtige Uebereinkunft soll ratifizirt werden und der ' 
Austausch der Ratifikationen soll, nachdem die Regierungen von 
Oesterreich-Ungarn und Rufsland als Betheiligte an dem Vertrage vom 
20. Dezember 1841 ihre Zustimmung zu den in gegenwärtiger Ueber- 
einkunft verabredeten Abänderungen jenes Vertrages erklärt haben 
werden, sobald als möglich in London stattfinden. 

Zu Urkund dessen haben die Unterzeichneten die gegenwärtige 
Uebereinkunft in zwei Exemplaren vollzogen und ihr Siegel beigedrückt. 

So geschehen zu London am neun und zwanzigsten März 1879. 

(L. S.) gez. MÜNSTER. (L. S.) gez. SALISBURY. 

Der Reichskanzler legte dieses Uebereinkommen vom 
29. März 1879 mit einer kurzerläuternden Denkschrift un- 
term 6. Mai 1879 dem Reichstage zur verfassungsmäfsigen 
Genehmigung vor. 

III. 

Die parlamentarischen Verhandlungen über die oben- 
erwähnte Vorlage, welche mit der Genehmigung derselben 
am 14. Mai (I. u. IL Berathung) und 19. Mai (III. Berathung) 
schlössen, führten in der ersten Berathung zu einer Anzahl 
von Bemerkungen über die Fassung und Tragweite des 
Vertrages vom 20. Dezember 1841. Zwei Mitglieder des 
Reichstages sprachen sich über die Fassung des Vertrages 
tadelnd aus : der Abg. Dr. V. BUNSEN nannte ihn ein Beispiel 
von legislativer Kleinmalerei, welche nicht eben angenehm 
berühre, und schrieb ihm ein aufserordentlich antiquirtes 
Aussehen zu. (Sitzung v. 14. Mai 1879 S. 1177). Und 
auch mir wird man nicht Unrecht geben, wenn ich den^ 
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Vertrag als eine Mischung von altenglischer juristischer 
Unbeholfenheit einerseits und einer Beweistheorie anderer- 
seits bezeichnete, welche im Widerspruch steht mit der 
künftigen Justizübung und als überwunden zu bezeichnen 
ist (ebenda S. 1180). Der Kommissarius des Bundesraths 
Geheimer Legationsrath Reich ARDT wies hingegen daraufhin, 
dafs es sich nur um das Eintreten des Deutschen Reiches 
an Stelle Preufsens handle und dafs jede materielle Aenderuhg 
das Bestehen des Vertrages in Frage gestellt haben würde, 
ein Hinweis, welchem sich auch der Bevollmächtigte zum 
Bundesrath, Staatsminister VON BÜLOW, änschlofs (S. 1 180, 
1182). Auf die Anfrage VON BunsenVs, ob Oesterreich 
und Rufsland sich bereit erklärt hätten, dem gegenwärtigen 
Vertrage beizutreten, wurde von der Regierungsseite her 
erläutert, dafs Oesterreich bereits eine definitiv bejahende 
Antwort gegeben habe und von Rufsland eine vorläufige 
Antwort eingelaufen sei, welche eine definitive Regelung 
erhoffen lasse, umsomehr als Rufsland, als es sich im 
Jahre 1868 um Ausdehnung desselben Vertrages auf den 
Norddeutschen Bund handelte, seine Zustimmung hierzu 
bereits definitiv gegeben hat (ebenda S. 1179). 

Eingehend auf das Materielle des Vertrages von 1841 
bezeichnete es der Abgeordnete VON BUNSEN als auffallend, 
dafs die Reichsregierung den 80. Längengrad östlich von 
Greenwich beibehalten habe, welcher Bombay nicht er- 
reiche; denn unter englischer Flagge und von englischen 
Unterthanen werde ein entsetzlicher Sklavenhandel noch 
heute an der Ostküste Afrikas^ Madagaskar mit einge- 
schlossen und in dem gesammten indischen Meere wesent- 
lich mit betrieben; die englische Regierung sei zwar seit 
Jahren bemüht, von Zanzibar aus die verschiedenen Sklaven- 
handel treibenden Nationen zur Aufgabe dieses unwürdigen 
Gewerbes zu vermögen, aber in Bombay befanden sich 
sehr grofse Kapitalistenfirmen, welche hauptsächlich die 
finanzielle Unterlage für den Sklavenhandel im indischen 
Meere abgeben; dieses Sklavenhandels wegen sei wünschens- 
werth, dafs der 90., 95. oder 100. Grad östlich von Green- 
wich (anstatt des 80. Grad, wie im Vertrage steht) als 
Reviergrenze angenommen werde; noch besser aber der 
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i6o. Grad östl. L., damit auch die Salomonsinseln mit in 
das Verfolgungsrevier des Vertrags eingeschlossen würden, 
denn gerade von diesen Inseln aus, werde in den letzten 
15 bis 20 Jahren von Angehörigen aller Nationen ein voll- 
ständiger und ausgesprochener Sklavenhandel nach den 
nördlichen Theilen Australiens, nach den unter den Tropen 
liegenden Pflanzungen, von Brisbane u. s. w., betrieben. 

Der Vertreter des Auswärtigen Amts, Geheimer Le- 
gat ionsrath Reichardt, wies diesen Wünschen gegenüber 
darauf hin, dafs der Zweck der Vorlage der Eintritt des 
Reiches an Stelle Preufsens in den materiell nicht zu än- 
dernden Vertrag von 1841 sei, ferner dafs auf den Südsee- 
inseln der Menschenhandel vollständig aufgehört habe und 
„dafs derjenige Verkehr mit Arbeitern, wie er dort exi- 
stirt, nicht nur als ein unverfänglicher, sondern auch als 
ein für die dort vertretenen Interessen ganz unentbehr- 
licher von den mafsgebenden Stellen bezeichnet worden ist." 
(S. II 80, hierüber unter V.) 

Die drei Wünsche, welche ich mir im Anschlufs an 
den Vertrag von 1841 und die daran geknüpften Aeufse- 
rungen auszusprechen erlaubte (Sitzung vom 14. Mai 1879, 
S. II 80 ff.), sind von dem Bevollmächtigten zum Bundes- 
rathe Staatssekretär des Auswärtigen Amts Staatsminister 
VON BÜLOW als der Tendenz der Reichsregierung entsprechend 
bezeichnet worden, zugleich aber auch als, zur Zeit wenigstens, 
nicht realisirbar. Jene "Wünsche gingen dahin, dafs versucht 
werden möchte, Frankreich und die Vereinigten Staaten von 
Nordamerika zum Aufgeben ihres Isolirungsprinzips und zum 
Beitritt zum Vertrage zu bewegen, ferner dafs nicht blofs sta- 
tionirten Kreuzerschiffen, sondern auch den auf Uebungs- 
fahrten u. dgl. befindlichen Kriegsschiffen die im Vertrage 
vorgesehenen Vollmachten gegeben werden sollten und end- 
lich, dafs ein einheitliches Strafgesetz für das Deutsche 
Reich gegen den Menschenhandel geschaffen werden möge. 
Dieses soll auch gegen den sog. Kulihandel gerichtet sein 
(wovon unter IV. gesprochen werden soll). Die desfallsige 
Aufgabe der Strafgesetzgebung soll im Folgenden unter 
V. und VI. besonders erörtert werden. 
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IV. 



Es ist nicht erst die Regierung des deutschen Reiches, 
welche deutscher Seits der Frage des sog. Kulihandels 
volle Aufmerksamkeit zugewendet hat und noch zuwendet, 
— längst vor Gründung des Reiches hat die preussische Re- 
gierung sich eingehend und fortdauernd mit jener Frage 
beschäftigt. Ein ungeahnt starkes Aktenmaterial, angehäuft 
in stattlichen Bänden yon Aktenstücken des Auswärtigen 
Amtes, giebt Zeugnifs von jener Aufmerksamkeit und den 
Mafsnahmen, welche deutscher Seits im Interesse der Hu- 
manität in fernen Erdtheilen getroffen worden sind. Nach 
den Mittheilungen, welche hiervon theilweise in die Oeffent- 
lichkeit gedrungien, zum Theil mir besonders geworden 
sind, stellt sich die Sache ganz anders dar, als die all- 
gemeine Meinung sich davon Vorstellung macht, namentlich 
in Hinsicht auf die sog. chinesischen Kulis. 

Als der westafrikanische Sklavenhandel in den vier- 
ziger und fünfziger Jahren unseres Jahrhunderts wesentlich 
unterdrückt und beseitigt war, wandte sich die Aufmerk- 
samkeit der arbeiterbedürftigen Pflanzer englischer, fran- 
zösischer, namentlich aber portugiesischer Nationalität dem 
Arbeiterüberflusse Ghina*s zu. China leidet in einigen 
Distrikten an Uebervölkerung und der Chinese ist ein billiger, 
fleifsiger und solider Arbeiter, der von einem starken, 
durch die heimische Noth zum Theil wohl sehr gerecht- 
fertigten Auswanderungstrieb beherrscht wird. So erklärt 
sich, dafs in Kalifornien die chinesische Einwanderung 
aufserordentliche Dimensionen annahm, die in jüngster Zeit 
die Amerikaner zu Einschränkungen, ja Austreibungen ver- 
anlafsten. „Die Geographen und Etnographen sagen ja, 
dafs der Mongole nach und nach ganz Polynesien in Besitz 
nehmen wird, ebenso wie einen grofsen Theil der West- 
küste von Süd-Amerika" (s. die Bemerkungen des Reichs- 
tagsabgeordneten Dr. LÖWE (Bochum) in der Sitzung vom 
i6. Juni 1879 S. 1654). 

Da aber das Schicksal der chinesischen Auswanderer, 
welche sich von Agenten der Kolonien des Auslandes 
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vielfach unter Anwendung übertriebener Versprechungen 
und anderer unerlaubter Mittel anwerben Hefsen, grofsen- 
theils ein sehr trauriges, ja sklavenartiges wurde, was 
namentlich von Macao berichtet wird, so trat die chine- 
sische Regierung diesem Kulihandel entgegen, indem sie 
allgemeine sehr strenge Auswanderungsverbote erliefs. 
Dies geschah unmittelbar vor den zwei Kriegen (1857 — 5^ 
und 1860), durch welche Frankreich und Grofsbrüanien 
die chinesische Regierung zur OefFnung neuer Handels- 
häfen nöthigten; die siegreichen Westmächte zwangen bei 
dieser Gelegenheit China, das Aus Wanderungsverbot auf- 
zuheben, jedoch sollten gemäfs den Pekinger Friedens- 
schlüssen (Convention between Her Majesty and the Em- 
peror of China, 24. Okt. 1860 Art. 5 und Convention of 
Peace between the Emperor of France and China, 25. Okt. 
1860 Art. 9) Verordnungen zwischen Frankreich, Grofs- 
britanien und China vereinbart werden, welche die Sicher- 
stellung der chinesischen Auswanderer in moralischer und 
physischer Hinsicht zum Zwecke haben sollten. Auf Grund 
jener Friedensbestimmungen arbeitete die chinesische Re- 
gierung ein Regulativ aus, welches ihr sowohl seiner Ten- 
denz als seinem Detail nach alle Ehre macht. Dieses Regu- 
lativ — es ist datirt aus Peking 5. März 1866 (19. Tag 
des ersten Monats des fünften Jahrs von T'ung chi) — 
unterscheidet zwischen der durch auswärtige Auswande- 
rungsagenten veranlafsten und der freien Auswanderung. 

Hinsichtlich der veranlafsten Auswanderung bestimmt 
das Regulativ im Wesentlichen Folgendes: die auswärtigen 
in China sich etablirenden Auswandereragenten stehen 
unter der Kontrole der Konsuln ihrer Nationalität; diese 
Konsuln haben die Etablissements-Reglements und Normal- 
kontrakte der Agenturen ihrer Prüfung zu unterziehen und 
wenn sie dieselben genehmigen, so haben sich die Agen- 
turen an die chinesische Polizeibehörde zu wenden, welche 
ihnen alsdann einen Erlaubnifsschein ausstellt; die Normal- 
kontrakte, welche die Arbeiterengagementsbedingungen 
enthalten, dürfen späterhin nicht verändert und müssen an 
der Thüre der Agentur angeheftet und publizirt werden. 
Jeder Agent haftet für den Vollzug der Kontraktsbedin- 
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gungen seinerseits „nach den Gesetzen seines Landes." 
Die chinesischen Werber, deren sich die Agenten bedienen, 
dürfen Anwerbungen nur vornehmen, wenn sie hierzu von 
den chinesischen Behörden konzessionirt sind. Die ange- 
worbenen Chinesen werden in ein Register eingetragen 
und können dann wieder frei in ihre Wohnung gehen ; nach 
4 Tagen ist ihnen alsdann der Kontrakt vorzulegen, welcher 
die Bestimmungen der Arbeit, Verpflegung u. s. w. unab- 
änderlich enthält (Art. 8). Die Verpflichtung darf sich auf 
höchstens 5 Jahre erstrecken; nach Ablauf der 5 Jahre 
mufs dem Arbeiter die Geldsumme ausbezahlt werden, 
welche zur Rückreise erforderlich ist und vertragmäfsig 
unabänderlich vom Agenten geschuldet Wird ; nach Empfang 
dieser Summe kann sich der chinesische Arbeiter neuer- 
dings, wenn er will, engagiren lassen. Die Arbeitsdauer 
ist nach dem Normalkontrakt höchstens 9V2 Stunden des 
Tages, jedoch mufs unter je 7 Tagen ein freier Tag sein, 
an welchem der Chinese höchstens zum Viehhüten ver- 
wendet werden darf. Die Schiffe, auf denen die angewor- 
benen Arbeiter nach dem Arbeitsort transportirt werden, 
müssen ihrer Gröfse, Einrichtung und Ausrüstung nach den 
von den Konsuln erlassenen Schiffsreglements genau ent- 
sprechen und von den Konsuln noch 24 Stunden vor der 
Abfahrt besucht und geprüft werden, auch ist die Einschif- 
fung der Angeworbenen konsularisch und polizeilich zu 
überwachen. Vorschüsse auf die Arbeit dürfen den An- 
geworbenen nur in gesetzlich beschränktem Mafse von den 
Agenten bei Vermeidung der Nichtigkeit gegeben werden. 
Arbeiterfamilien sollen durch die Vertheilung in den Kolo- 
nien am Bestimmungsorte nicht zerrissen werden (Art. 22). 
Den Agenten steht keinerlei Strafgewalt über die Ange- 
worbenen zu. An die Bank der Douane sind 3 Dollars 
für jeden exportirten Arbeiter zu bezahlen. 

In dieser Weise normirt das chinesische Regulativ die 
durch Werbungen veranlafste Auswanderung; jeder andere 
„labor-trade" (Arbeitshandel, technischer Ausdruck in den 
Faktoreien der Südsee für den Arbeiter-Ex- und Import) ist 
verboten, jede ohne Beobachtung der obigen Normativ- 
bestimmungen etwa listig oder gewaltsamer Weise be- 
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wirkte Arbeiterausfuhr wird an den dabei betheiligten 
chinesischen Werbern oder Unteragenten mit dem Tode 
bestraft. Auswandereragenturen sind nur an solchen Orten 
zu gestatten, an welchen die Ueberwachung dutch Con- 
suln der Nationalität der Agenten und zugleich durch chi- 
nesische Behörden ermöglicht ist. 

Eine Auswanderung, welche ein Chinese ohne ange- 
worben oder sonst engagirt zu Sein und auf seine Kosten 
selbstständig unternimmt, ist an obige Bedingungen nicht 
geknüpft, sondern freigegeben. 

Dieses, wie man sieht, umsichtig angelegte chinesische 
Regulativ fand nicht die Billigung Grofsbritaniens und 
Frankreichs; in den hierüber eröffneten Verhandlungen im 
Jahre 1 866 erklärten die Westmächte, ihre Interessen seien 
hauptsächlich dadurch verletzt, dafs das Maximum der 
Anwerbefrist 5 Jahre sei — sie wünschten längere En- 
gagements — , und dafs der exportirende Agent nach Ab- 
lauf jener 5 Jahre zum freien Rücktransport oder zur Zah- 
lung der hierzu nöthigen Summe verpflichtet sein solle. 

Die chinesische Regierung liefs sich jedoch in ihren 
Bestrebungen durch die englischen und französischen Re- 
klamationen nicht irre machen, sie hielt trotz der ableh- 
nenden Haltung Frankreichs und Grofsbritaniens an ihrem 
Regulativ fest und publicirte dasselbe ausdrücklich als chi- 
nesisches Gesetz. 

Die preufsische Regierung acceptirte die Bestimmun- 
gen dieses Gesetzes (1866) und die deutsche Reichs-Re- 
gierung nimmt denselben Standpunkt ein, das Regulativ 
ordnet demnach auch für die — in den chinesischen Ge- 
wässern sehr stark vertretene -^ deutsche Handelsflagge 
die Arbeiter-Exportverhältnisse. (Vgl. die Erklärungen 
des Präsidenten des Reichskanzleramts , Staatsminister 
Dr. Delbrück in der Reichstagssitzung vom 18. April 
1874 S. 919, 920.) Da in dem hiernach mafsgebenden chi- 
nesischen Gesetze vorgeschrieben ist, dafs die Arbeiter- 
ExportschifTe den Konsularverfiigungen entsprechend ein- 
gerichtet und ausgerüstet sein müssen, ist nothwendig ge- 
worden, derartige Verfügungen festzustellen; dies ist Seitens 
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der deutschen Konsuln, welche an den chinesischen bethei- 
Hgten Hafenplätzen residiren, in nunmehr übereinstimmender 
Weise geschehen. (Vgl. z. B. Verordnung des kaiserlichen 
deutschen Konsulats zu. Amoy, betreffend die Beförderung 
chinesischer Passagiere auf deutschen Schiffen in den ost- 
asiatischen Gewässern, am 14. November 1876.) Die Ver- 
ordnungen enthalten genaue Bestimmungen über die von 
der Gröfse des Schiffes abhängige Zahl der Passagiere, 
über Minimalraum für die Person, Quantität und Qualität 
der Nahrungsmittel, welche für die Passagiere bestimmt 
sind, Vorhandensein von Medikamenten, Unterbringung der 
Familien u. s. w. und ermöglichen den deutschen Schiffen 
sich an dem chinesischen ^^Labor-trade" zu betheiligen. 

Wie man sieht, sind die Verhältnisse des Arbeiter- 
exports in China durch angemessene Schranken geordnet. 
Wenn behauptet wird, es bestehe kein ^^Kulihandel" mehr 
daselbst, so ist zu viel gesagt, soferne man unter „Kuli- 
handel" das Anwerben und Verfrachten von Arbeitern 
versteht. Ein dem Reichstag amtlich mitgetheilter Bericht 
des kaiserlichen deutschen Konsulats zu Apia (Samoainseln) 
vom 22. Januar 1879 spricht von den neuesten Versuchen 
der englischen Regierung, indische Coolies (d. h. Arbeiter) 
in Fidji einzuführen, und von der wirthschaftlich nicht em- 
pfehlenswerthen Verwendung chinesischer Coolies auf Pflan- 
zungen in der Südsee. (Samoav ertrag -Vorlage S. 168.) 
Es bestehen derartige Verfrachtungen und Anwerbungen; 
die Aufgabe ist nicht, dieselben zu unterdrücken, sondern 
sie ihres inhumanen Charakters zu berauben. Hierzu ist 
in erster Linie die Regierung und Gesetzgebung jenes 
Staates berufen, dessen Angehörige angeworben und 
verfrachtet werden. China, ein civilisirter Staat, na- 
mentlich im Vergleich mit den afrikanischen Negerkönig- 
reichen, welche die Sklaven nach Amerika lieferten, hat 
das Seinige zur Sicherung des Schicksals der auswandern- 
den angeworbenen Chinesen gethan, zumal es nun damit , 
umgeht, selbst überall da chinesische Konsulate zu errichten, 
wo chinesische Arbeiter im Auslande beschäftigt sind. 

Der englischen und französischen Regierung wäre zu 

Gareis, Das heutige Völkerrecht etc. ^ 
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empfehlen, dafs sie sich auf den Standpunkt der deutschen 
Regierung stellen und das chinesische Regulativ ihrerseits 
anerkennen und durch ihre Mafsnahmen ergänzen. 

Für das deutsche Reich bleibt meines Erachtens noch 
zweierlei zu thun übrig. Wie oben mitgetheilt, ist in dem 
chinesischen Gesetz gesagt, der Agent hafte für den Voll- 
zug der Kontraktsbedingungen einerseits „nach den 'Ge- 
setzen eines Landes"; — welches sind aber diese Gesetze 
für Deutschland ? Der privatrechtliche Kontraktsbruch, 
welcher straflos ist, ist etwas anderes als der Bruch eines 
solchen Vertrags, dessen Verletzung sofort und unmittelbar 
einen Verstofs gegen die Menschlichkeit, gegen die Würde, 
Freiheit und Sicherheit des Menschen in sich enthalten 
würde. Ich bin der Meinung, dafs das Richtige nur ge- 
troffen -wird, wenn 

1. die in §, 6 der Gewerbeordnung vorbehaltene Con- 
cessionspflichtigkeit des Gewerbes der Auswande- 
rungsunternehmer und Auswanderungsagenten auch 
auf die Amtsbezirke der deutschen Konsuln aus- 
gedehnt wird 

und 

2. § 144 des Strafgesetzbuchs auch auf den Fall aus- 
gedehnt wird, dafs Nichtdeutsche dolos zur Aus- 
wanderung aus ihrer Heimath verleitet werden, in 
diesem Falle jedoch unter der einschränkenden 
Voraussetzung, dafs die Verleiteten hierdurch noth- 
wendig in eine mifsliche oder gar menschenunwür- 
dige Lage gebracht würden, so dafs der sonach 
strafbare Thatbestand sich dem des § 234 des 
Strafgesetzbuches nähert. (Hiervon unter VI.) 



Die Arbeiterfrage auf den Inseln der Südsee ist für 
uns Deutsche bereits von aufserordentlicher Bedeutung. 
Fast die Hälfte der mit den Tonga- und Samoainseln ver- 
kehrenden Schiffe ist deutsch, fast die ganze Ausfuhr (Ge- 
sammtwerth derselben i. J. 1877 2*503 400 Mk.) ist deutsch 
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(2 2i6 8oo Mk.). In allen Gruppen der Südseeinseln sind 
deutsche Handelshäuser etablirt, in allen Gruppen der- 
selben sind, wie aus dem dem Reichstage mitgetheilten 
Material hervorgeht, deutsche Interessen zu vertreten, die 
deutschen Geschäftshäuser der Südseeinseln haben im 
Jahre 1878 Colonialwaaren im Werthe von über 7 Mil- 
lionen Mark nach Europa exportirt. 

Der Schutz jener deutschen Interessen erstreckt sich 
auf den Schutz der Plantagen und des Anwerbesystems, 
„Labor-trade." Unter den Inseln der Südsee ist nämlich 
Fruchtbarkeit und Bebauungsfähigkeit der Ländereien 
einerseits und die eingeborene Bevölkerung andererseits 
sehr ungleich vertheilt, manchmal, wie es scheint, geradezu 
in umgekehrtem Verhältnifs. So kommt es, dafs grofse 
Striche fruchtbaren Bodens daselbst nicht angebaut werden 
können, so kommt es aber auch, dafs die Arbeitskräfte 
durch Werbungen von anderen Inseln herbeigeschafft wer- 
den. „Die Sicherstellüng der nothwendigen Arbeiter- 
zufuhr" — wie sich Korvettenkapitän VON Werner 
in seinem an die Kaiserliche Admiralität zu Berlin erstat- 
teten Berichte vom 29. Dezember 1878 ausdrückt — ist 
eine der Lebensbedingungen der deutschen Plantagen- 
wirthschaft und Waarenausfuhr in Polynesien u. s. w. 
Die Schifferinseln, welche ungemein fruchtbar und gesund 
gelegen sind, bedürfen zu ihrer landwirthschaftlichen Bear- 
beitung der Kräfte von etwa 30 000 Arbeitern, liefern aber 
selbst keine Arbeitskräfte, denn in Samoa ist die Bevölke- 
rungszahl im Verhältnifs zum Flächeninhalt des brauchbaren 
Landes so gering und die Natur so verschwenderisch mit 
ihren Gaben für den Lebensunterhalt der Bewohner, dafs 
dieselben immer reichliche Befriedigung ihrer geringen Be- 
dürfnisse ohne Anstrengung finden. Höchst interessant ist 
dabei auch, dafs gewisse kommunistische Gewohnheiten 
der in der Kultur zurückgebliebenen Theile der poly- 
nesischen Bevölkerung nach dem Bericht des Kaiserlichen 
Konsuls Weber zu Apia vom 22. Januar 1879, dem ich 
dies entnehme (Samoa - Vertrag, Vorlage S. 167 — 168), 
den Eigenthumssinn und Erwerbstrieb erheblich beein- 
trächtigen. Dagegen haben die Angehörigen der Papua- 
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racen*), welche die Inseln von Mikronesien und Melanesien 
bewohnen, einen entschieden gröfseren Erwerbstrieb und 
Wandertrieb und eine wenig fruchtbare, dagegen dichter 
bevölkerte Heimath. Auf die' Anwerbung und die Zufuhr 
solcher Arbeiter sind demnach die deutschen Pflanzungen 
der Samoa- und der übrigen Südseeinseln angewiesen. Die 
Arbeiter-Bezugsquelle für die deutschen Plantagenbesitzer 
sind hiernach die Kingsmill- oder Gilbert-, die Carolinen-, 
Neu-Hebriden, und Salomons-Inseln, auch Neubritanien 
und Neu-Irland. In ähnlicher Lage, wie die deutschen 
Plantagen befinden sich aber auch die englischen, und um 
diesen die Arbeiterzufuhr aus den stärkerbevölkerten Süd- 
seeinseln dauernd zu garantiren und namentlich die Arbeiter- 
abfuhr nach deutschen Niederlassungen abzuschneiden be- 
steht das Bestreben einer englischen Annexzionspartei, jene 
Inseln für England zu erwerben; die Annectirung wird 
hierbei mit dem Vorwande gerechtfertigt, es handle sich 
um „Schutz der armen Insulaner gegen die Sklaverei." 

Untersucht man die Frage, ob jene für deutsche Co- 
lonien angeworbenen Insulaner nicht in der That Sklaven 
seien oder wenigstens in einem sklavereiähnlichen Zustande 
sich befinden, so drängen sich in der That eine Anzahl 
von Umständen auf, welche die Bejahung der Frage nahe- 
legen. 

Die natürliche Hülflosigkeit der aus ihrer Heimath 
weggeführten, noch sehr wenig kultivirten Papuainsulaner, 
ihre Mittellosigkeit, welche sie zwingt, in der Colonie aus- 
zuhalten, die Art der Anwerbung, welche stets durch Ver- 
sprechungen, sehr leicht durch übertriebene Versprechungen 
oder List geschieht, und die grofse Zahl der gleichzeitig 
engagirten fremden Plantagenarbeiter, — die Hamburger 
Firma GODEFROY, jetzt „Deutsche Handels- und Plantagen- 
gesellschaft der Südseeinseln in Hamburg", soll deren in 
Samoa 1200 beschäftigen — diese Umstände lassen darauf 



*) Ueber die malaiisch -polynesische und papuasische Menschenrace 
siehe aufser dem obenerwähnten Konsularbericht die Abhandlung von 
Prof. CARL SEMPER (Würzburg) im „Correspondenzblatt der Deutschen 
afithropolojj^ischen Gesellschaft" 1871 Nr. 2 und II. Nachtpag zu des- 
selben Verfassers „Palau Inseln". Leipz. 1873, S. 356 - 372. 
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schliefsen, dafs die individuelle Freiheit des Einzelnen 
jedenfalls ganz erheblich beeinträchtigt sein kann, wenn 
nicht mufs. Auch die Art der Behandlung kann von einer 
Seite aufgefafst werden, welche diesen Schlufs bestätigt. 
Die importirten Insulaner stehen in den deutschen Kolo- 
nien unter Aufsicht von farbigen Unteraufsehern und euro- 
päischen Oberaufsehern; ihr Lohn ist sehr gering, i bis 3 
Dollars, in der Regel zuerst i, später 2 Dollar (nach einem 
Bericht bis zu 5 Dollar steigend) pro Monat, nebst Be- 
köstigung; die Strafgew^alt wird von den Plantagenbesitzern 
geübt, die Bestrafungen bestehen in Geföngnifs und Aus- 
peitschungen, die letzteren erfolgen zum Theil öffentlich 
und mit der auf englischen Kriegsschiffen üblichen Katze, i 
bis 4 Dutzend Schläge umfassend. (Samoavertrag -Vorlage, 
S. 20, 169, 202). Ja, es bieten sich Anhaltspunkte für die 
Annahme, es würde auf den deutschen Plantagen auch für 
die „Inzucht'' der Arbeiter gesorgt. Der Kapitän zur See- 
Freiherr VON SCHLEINITZ berichtet unterm 15. Januar 1876 
vom Bord S. M. S. „Gazelle" an die Kaiserliche Admiralität 
zu Berlin, dafs auf den deutschen Pflanzungen der Samoa- 
Inseln darauf gehalten wird, dafs neben Männern und ev. 
ihren Familien immer eine Anzahl unverheiratheter Frauen 
oder Mädchen engagirt werden, welche durchschnittlich den- 
selben Lohn wie die Männer erhalten, obgleich ihre Arbeits- 
leistung eine weit geringere ist; „der Grund hierfür ist, 
weil diese Frauen einen Anziehungspunkt für die ledigen 
Männer bilden und, wenn sie in genügender Zahl vor- 
handen sind, Unfrieden und Streit verhindern. Es ist zum 
Gesetz gemacht und wird den Leuten mitgetheilt, dafs 
wenn ein Mann auf der Faktorei eine Frau nimmt, sie 
beide während der längsten Dauer der beiden Kontrakte 
im Dienste bleiben müssen." (Samoavertag- Vorlage S. 20). 

Diese Einzelheiten, welche auf das Vorhandensein einer 
Art Sklaverei auf deutschen Pflanzungen schliefsen lassen 
könnten, habe ich den amtlichen Berichten entnommen 
zusammengestellt, um zu zeigen, dafs von einer Art Sklaverei 
in jenen Faktoreien dennoch nicht gesprochen werden 
kann. 

Da jedes Rechtssubject seine Freiheit durch Verträge 
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einschränken kann, da ferner die Kulturhöhc und Bedürf- 
nifsart der Individuen eine verschiedene ist und da end- 
lich von der juristischen Freiheit, die hier zunächst in 
Betracht kommt, ein durch die wirthschaftliche, nicht immer 
zu ändernde Lage herbeigeführter Zwang wohl zu unter- 
scheiden ist, so liegt der Unterschied zwischen dem freien 
und dem unfreien Arbeiter ip allen Verhältnissen, in denen 
sich verschiedene Kulturen berühren, keineswegs so klar, 
wie man etwa meinen oder wünschen möchte. Es ist 
zuzugeben, dafs das Gesammtbild der oben erwähnten 
Einzelheiten das Gesammtbild eines sklavereiähnlichen Zu- 
standes hervorrufen würde, wenn sie unter anderen Kul- 
turverhältnissen zusammenträfen. 

Die Instruktion, welche das Auswärtige Amt des 
Deutschen Reiches seinen Vertretern in Betreff des „Labor- 
trade" ertheilt, unterscheidet mit Recht zwischen erlaubtem 
und unerlaubtem Labor-trade (s. Reichstagsverhandlungen, 
Mittheilung des Kaiserlichen Geheimen Legationsraths 
VON KUSSEROW, i6. Juni 1879, S. 1653). Aber noch fehlt 
es an einem völker- oder staatsrechtlich genau festgestellten 
Unterscheidungsmerkmal zwischen dem Erlaubten und Un- 
erlaubten in dieser Beziehung. Freilich wird man das 
Ermessen des Richters oder eingreifenden Staatsbeamten 
oder Marineoffiziers bei dieser Grenzenziehung nicht voll- 
ständig ausschliefsen können, aber es würde doch nicht 
genügen, blos das Wort Humanität und andererseits Un- 
menschlichkeit zur Bezeichnung des Gegensatzes zu ge- 
brauchen. 

An der Hand der bisherigen völkerrechtlichen Praxis 
(vgl. z, B. oben Seite 30 ff. das chinesis9he Gesetz) und gelei- 
tet durch die Erwägung der beiderseitigen Bedürfnisse und 
Interessen dürften Theorie und Gesetzgebung die Grenze 
zwischen erlaubtem und unerlaubtem Arbeiterwerbe- 
system in folgender Weise ziehen: 

A. In materieller Hinsicht ist zu unterscheiden: 

I. Die Art des Vertragsabschlusses, Es müssen Ga- 
rantien vorhanden sein, dafs der Anwerbe- und 
Arbeitsvertrag Seitens des Arbeiters 
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1. inhaltlich wohlverstanden 

und 

2. frei abgeschlossen wir4. 

Zu I. Das Verständnifs des Arbeiters wird be- 
einträchtigt oder ausgeschlossen, wenn dem 
Vertrage Verklausulirungen beigefügt sind, 
welche das, was an anderen Stellen desselben 
zu Gunsten des Arbeiters gesagt ist, aus- 
schliefsen , zu seinem Nachtheil beseitigen oder 
einschränken, ohne dafs dies direkt gesagt, 
sondern etwa nur durch Verweisung auf 
spätere Verträge oder anderweite Festsetzung 
angedeutet ist. Zu fordern ist demnach, dafs 
der Vertrag, welcher die alleinige Grundlage 
des Verhältnisses zwischen dem Arbeiter und 
Arbeitgeber bildet, klar^ vollständig und un- 
zweideutig abgefafst sei. Diese Requisite sind 
nach dem Bildungsgrad des zu engagirenden 
Arbeiters zu bemesisen und unter Berücksich- 
tigung der Sprach- und Dialekteigenthümlich- 
keiten desselben zu erfüllen. 

Zu 2. Der Beitritt zu diesem Vertrage mufs 
frei erfolgen. Dies ist ausgeschlossen und der 
Labor-trade wird unerlaubt, wenn der Beitritt 
des Arbeiters durch Gewalt oder Bedrohung 
erzwungen, sei es, dafs diese Handlungen gegen 
den Arbeiter selbst oder seine Angehörigen 
gerichtet sind, ferner wenn betrügerische Vor- 
spiegelungen oder betrügerische Verheim- 
lichungen zum Zweck 'der Erzielung des Ver- 
tragswillens angewendet werden, desgleichen 
wenn zu diesem Zwecke eine Berauschung 
oder Betäubung oder Entführung oder Ge- 
fangenhaltung des Arbeiters (wie beim Pressen 
von Matrosen vor Zeiten) vorausging. 

II. Der Inhalt des Vertrages. Der Labor-trade ist un- 
erlaubt, wenn der Vertragsinhalt gegen die Gesetze 
oder die guten Sitten verstöfst; dies ist nach ge- 
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meinem Rechte und den übrigen überhaupt . in 
Betracht kommenden europäischen Rechten (vgl. 
z. B. Code civil fran^. Art. 1133) ohnedies aufser 
Zweifel. Hier ist jedoch das Augenmerk besonders 
auf folgende Punkte zu richten, die, soweit nöthig, 
durch besondere gesetzliche Vorschrift zu urgiren 
sind: 

1. es darf die Dauer des Engageme;its keine über- 
mäfsige sein, 5 Jahre (mit Klausel einer längeren 
Dauer im Falle der späteren Verheirathung) 
scheinen entsprechend; 

2. es darf die Möglichkeit der Rückkehr in die 
Heimath weder juristisch noch wirthschaftlich 
(allgemein) ausgeschlossen sein; 

3. es darf der Arbeiter nicht durch das Aufdrängen 
und die Annahme von Vorschüssen, deren Rück- 
zahlung ihn widersprechend den Bestimmungen 
zu I und 2 binden würde, in seiner Freiheit 
beeinträchtigt werden; 

4. es darf die familienrechtliche Stellung der An- 
geworbenen durch den Vertrag nicht angetastet 
werden ; diese Bestimmung wirkt unter der Vor- 
aussetzung, dafs ein verheiratheter Mann und 
seine Frau sich anwerben lassen, dahin, dafs die 
Ehegatten nicht getrennt, auf verschiedenen 
Faktoreien verwendet, sowie dafs die noch in 
der häuslichen Gemeinschaft befindlichen und 
darauf angewiesenen minderjährigen Kinder nicht 
von den Eltern getrennt werden; 

5. es mufs jede .Willkür in der physischen Behand- 
lung, jede Grausamkeit ausgeschlossen sein; den 
Arbeitgebern ist auch keine Strafgewalt über 
ihre Arbeiter einzuräumen, weder vertragsmäfsig, 
noch durch Zulassung Seitens staatlicher Be- 
hörden; 

6. jede gesundheitswidrige Behandlung in Bezug 
auf Kost, Unterbringung, Kleidung, übermäfsige 
Arbeit u. s. w. mufs ausgeschlossen, für ärztliche 
Behandlung im Krankheitsfalle gesorgt sein; 
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7- desgleichen mufs jede Behandlung ausgeschlossen 
sein, welche eine mi^ den in den europäischen 
Kulturstaaten herrschenden Kulturanschauungen 
in Widerspruch stehende Beeinträchtigung der 
Religionsübung der Angeworbenen oder eine 
Verletzung der Sittlichkeit im Sinne des Straf- 
gesetzbuchs §§ 171 — 183 in sich schliefsen würde. 

B. In formeller Hinsicht ist festzusetzen: 

I. Der Vertragsabschlufs mufs unter obrigkeitlicher 
Aufsicht stehen; diese wird herbeigeführt 
I . durch die Konzessionspflicht der Anwerbeagenten 
Aus wanderungs- Agenten und -Unteragenten; 

2. durch Festsetzung und geeignete Veröffentlichung 
unabänderlicher Arbeiter- Engagementsverträge, 
welche sich unter Festhaltung der oben unter A. 
aufgestellten Requisite den örtlichen Bedürfnissen 
entsprechend zu gestalten haben, daher nicht 
generell durch das Gesetz, sondern durch die 
Orts- insbesondere Konsularbehörden festzustellen 
sind; 

3. durch amtliche Kontrolle der Registrirung der 
Werbungen sowie durch amtliche Ueberwachung 
der Verfrachtung der Geworbenen. 

II. Der Veriragsvollzug mufs unter obrigkeitlicher 
Aufsicht stehen; diese Aufsicht mufs 

1. eine fortwährende und allgemeine sein, welche 
sich auf alle Arbeiterverhältnisse des Amts- 
bezirks der Behörde, soweit dieselbe der Natio- 
nalität oder bestehenden Schutzgenossenschaft 
nach betheiligt ist, zu erstrecken hat, und 

2. die Civil- und Strafjustiz in sich schliefsen, mit 
. der Mafsnahme, dafs dieser Justiz unter der 

Voraussetzung, dafs der Arbeitgeber, Plantagen- 
besitzer u. s. w., ihr unterworfen ist, auch seine 
Arbeiter unterworfen sein müssen, sofern die- 
selben nicht ausdrücklich und ausschliefslich 
unter einer anderen staatlichen Justizhoheit 
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stehen. Das Konsularrecht und namentlich das 
neue deutsche ^eichsgesetz, betr. die Konsular- 
gerichtsbarkeit, vom lo. Juli 1879, bietet neben 
dem hierin den Konsuln eingeräumten Verord- 
nungsrecht die nöthigen Anhaltspunkte hierfür, 
mit der Rücksicht, dafs Abs. 2 des § 4 letzter 
Satz dieses Gesetzes auf die Strafart eine gewisse 
Anwendung finden kann, 

und es muss jene Aufsicht 

3. auf strafrechtliche Normen gestützt sein, wie 
oben unter IV. a. E. Seite 34 verlangt wurde. 

Wenn auch eine. Vergleichung der hier geforderten 
Normen mit dem heutigen Rechtszustande ergiebt, dafs 
noch manche Lücke auszufüllen ist, manche Lücke, die in 
Betreff des so viel angegriffenen chinesischen „Kulihandels" 
ausgefüllt ist, in Hinblick auf den in der Südsee — gerade 
auch für die Deutschen so wichtigen — herrschenden 
Labor-trade noch der Ausfüllung durch das positive Recht 
harrt, so darf doch nicht verkannt werden, dafs der that- 
sächliche Zustand auf den hier in Betracht kommenden, 
von Deutschen besiedelten Südsee-Inseln , soweit er uns 
aus den veröffentlichten Berichten der Seeoffiziere und 
Konsuln bekannt ist, in den Rahmen des erlaubten Labor- 
trade fallt. Noch fehlen allerdings die gesetzlichen Ga- 
rantien, die strafrechtlichen Vorschriften, die formellen Re- 
quisite, aber was bisher durch den freien guten Willen der 
Plantagen- und Faktoreienbesitzer und ihrer Agenten ge- 
schah, entspricht, soweit wir darüber unterrichtet sind, den 
von mir oben aufgestellten materiellen Postulaten zum 
grofsen Theile. 

So wird, berichten die deutschen Kapitäne VON SCHWEI- 
NITZ und VON Werner, der deutsche Konsul Weber in 
Apia und das Referat eines Herrn Sterndal, mitgetheilt 
dem Reichstage gelegentlich der Samoavertrags- Vorlage 
S. 199 ff., übereinstimmend, dafs, was das Erfordernifs des 
Verständnisses des Vertrages anlangt, alle privatim mög- 
lichen Schritte gethan werden, um den Anzuwerbenden 
die Bedeutung des Vertrags klar zu machen; es werden 
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zum Vertragsabschlüsse die Stammhäuptlinge und die Fa- 
milien-Angehörigen der. Anzuwerbenden zugezogen, es wird 
der etwa vorhandene Missionär zur Erklärung und Erläu- 
terung, der am Ort befindliche Handelsagent als Dolmetsch 
zugezogen und überdiefs die Kenntnifs des den Anzuwer- 
benden erwartenden Lebens durch die Schilderungen der 
zurückgekehrten Stammesgenossen weitlich verbreitet. Was 
unser Erfordernifs des freien Willens beim Vertragsab- 
schlüsse anlangt, so wird nach jenen Berichten dasselbe 
theils durch die Anwesenheit der wie eben erwähnt zuge- 
zogenen Personen erfüllt, theils ist es unbedenklich als er- 
füllt anzunehmen, wo, wie z. B. auf Tapituvea (Gilbert- 
oder Kingsmill-Inseln) die Insulaner sich schaarenweise frei- 
willig zum Engagement fiir Samoa herandrängen. 

Anlangend den Inhalt des Vertrags selbst, so ist vor- 
auszuschicken, dafs nach übereinstimmenden amtlichen Be- 
richten das von den deutschen Plantagen- und Faktoreien- 
firmen in der Südsee beobachtete Anwerbesystem den günstig- 
sten Einflufs auf die Civilisation der angeworbenen Insulaner 
hat; sie werden durch die ihnen in jenen Plantagen wider- 
fahrende Behandlung aus schmächtigen, nacktgehenden, kran- 
ken, vielfach stupiden Wilden wohlgenährte, anständig ge- 
kleidete, gesunde und eifrige Arbeiter, die ihre Stellung und 
Arbeit in den Plantagen liebgewinnen und nach der Heim- 
kehr in die arme Heimath häufig gar kein Verlangen 
tragen; doch ist die Dauer der Verträge in der Regel auf 
5 Jahre beschränkt und nur, wie bemerkt, im Vereheli- 
chungsfalle möglicherweise ausgedehnt; die Familienver- 
hältnisse werden geschont, die Familienmitglieder nicht 
getrennt, dem Aufseher ist untersagt, die Arbeiter eigen- 
mächtig zu strafen, die wegen Excessen hie und da nöthig 
werdenden Bestrafungen werden von Höhergestellten ver- 
hängt und in Gegenwart des Konsuls. Aus Samoa wird 
durch den kaiserl. Konsul Weber berichtet (Samoavertrags- 
Vorlage S. 169), dafs an solchen Plätzen, wo keine geordneten 
Verhältnisse bestehen, den Arbeitgebern eine Art Straf- 
gewalt gewissermafsen aufgezwungen wird, von welcher 
diese nur zu gern befreit wären; die religiösen Anschauun- 
gen werden ebenfalls geschont, von unsittlichen Vertrags- 
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bedingungen ist Nichts bekannt geworden, und für das 
physische Wohl der Arbeiter ist, wie die erwähnten Re- 
sultate zeigen, gut gesorgt. 

Bei Alledem darf aber nicht übersehen werden, dafs 
alle diese vortheilhaften Einrichtungen nur auf dem guten 
Willen der deutschen Faktoreien beruhen und dafs durch 
die nämlichen Berichte nicht selten Verklausulirungen sich 
hindurchschlängeln, welche darauf schliefsen lassen, dafs 
auch Ausnahmen von jener guten Regel in unmittelbarer 
Nachbarschaft jener löblichen Einrichtungen vorkommen. 
Das Abendland hört von Zeit zu Zeit von grausamen Ex- 
cessen des Labor -trade, so von den Ereignissen, die der 
Ermordung des Bischofs Patierson vorausgingen, von 
den Menschenräubern in Queensland, von den Schand- 
thaten des „Karl'' (Samoavertrags- Vorlage S. i68 ff., 203 
u. A.). Der wiederholt erwähnte, ganz ausgezeichnete Be- 
richt des kaiserlich deutschen Konsuls Weber zu Apia 
vom 22. Januar 1879 gi^bt selbst wiederholt das Vor- 
kommen von Ausschreitungen von Arbeitgebern zu. Darum 
ist es mit Beifall zu begrüfsenj dafs die von dem Geh. 
Legationsrath VON KUSSEROW stückweise mitgetheilte In- 
struktion den Satz enthält: „Es ist um so unerläfslicher, 
jedem Mifsbrauche in dieser Beziehung von vornherein 
entgegenzutreten, als auch die Reichsgesetzgebung mit Re- 
gelung dieser Frage für die Angehörigen des Reiches und 
die unter deutscher Flagge segelnden Schiffe bereits be- 
fafst war tifid die Absicht besteht^ die Betheiligung an dcfn 
U7ierlaubte7i Labor- Trade unter Strafe zu stelleii^ sowie 
die Aufsicht über Erfüllung der von Reichswegen zu er- 
lassenden gesetzlichen Vorschriften in erster Linie den 
kaiserlichen Konsulaten in der Südsee unter Mitwirkung 
der kaiserlichen Marine zu übertragen.'^ Geh. Legations- 
rath VON KusSEROW fugt dann noch bei: „Eine der we- 
sentlichsten Aufgaben des neu ernannten Getteralko^tsuls 
wird es sein, auch nach dieser Seite hin die strengste Auf- 
sicht auszuführen.'' (Reichstags-Sitzung vom 16. Juni 1879. 
S. 1653.) 

Diesem modemisirten Rufe: ^^Videant consules/''^ ist 
vom juristischen Standpunkte aus Zweierlei beizufügen: 
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1. Die Unterscheidung zwischen erlaubtem und un- 
erlaubtem Anwerbesystem (Labor - trade) ist durch 
Rechtsgrundsätze festzustellen, welche sich auf das 
gesetzliche Verbpt des Menschenhandels und auf 
gesetzlich festgestellte Hauptmerkmale des uner- 
laubten Anwerbe-Systems stützen (s. S. 38 — 41) und 
ihre Detailirung durch die konsularischen Polizei- 
Erlässe erhalten (theils mit eigener Strafandrohung 
— auf Grund des § 4 des Reichsgesetzes, betr. die 
Gerichtsbarkeit der deutschen Konsuln, — theils mit 
Bezug auf' die das Ueberschreiten von besonders 
zu erlassenden Vorschriften mit Strafe allgemein 

, bedrohende gesetzliche Vorschrift). 

2. Es ist dahin zu wirken, dafs alsdann die gesetzlich 
festgestellten Rechtsgrundsätze Inhalt eines völker- 
rechtlichen Vertrages unter allen ■ gesitteten see- 
handeltreibenden Staaten der Erde werde, laut 
dessen sich alle diese Staaten ohne Unterscheidung 
besonderer Reviere verpflichten 

a) zur Anzeige^ wenn ihnen durch ihre Kriegs- oder 
Kauffahrteischiffe ein Fall der Ueberschreitung 
der gesetzlichen Rechts grundsätze über Labor- 
trade auf irgend einem Punkte der Erde be- 
kannt wird; — die Anzeige ist an die nächste, 
am leichtesten zu erreichende Konsular-, Gerichts- 
oder gesandtschaftliche Behörde des Staats zu 
richten, dessen Angehörige an der Uebertretung 
betheiligt sind, aufserdem aber 

b) zur Verhaftung^ wenn ihren Kriegsschiffen auf 
hoher See ein mit unerlaubtem Labor-trade sich 
offenbar beschäftigendes Schiff begegnet;' — in 
dieser Hinsicht wären die Grundsätze des Ver- 
trages vom 20. Dezember 1841 (s. oben S. 13 ff.) 
zeitgemäfs umgestaltet in Anwendung zu bringen. 
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VI. 

Dafs die heutzutage geltenden strafrechtlichen Normen 
des deutschen Reiches nicht ausreichen, um den Sklaven- 
handel und überhaupt' den als unerlaubt zu bezeichnenden 
Labor-Trade sicher und einheitlich zu treffen, ist bereits 
in den parlamentarischen Verhandlungen, deren Inhalt ich 
hier nicht reproduziren will, ausdrücklich dargethan und 
anerkannt worden (s. Deutscher Reichstag, Sitzung vom 
14. Mai 1879, S. 1181, II 82). Auch habe ich^in dieser Schrift 
an verschiedenen Stellen auf die Unzulänglichkeit des gel- 
tenden Rechts und auf die Nothwendigkeit ddr Umgestal- 
tung und Vervollständigung derselben hingewiesen. (Siehe 
Seite 34, 38, 42, 45.) 

Das Reichsstrafgesetzbuch bedroht den Menschenraub 
mit i5Jährigem Zuchthaus, in § 234, und die widerrechtliche 
Gefangenhaltung mit 5Jährigem Gefängnifs, in § 239, beide 
Bestimmungen sind anerkanntermafsen nicht geeignet, auch 
nur den vertragsmäfsigen Verpflichtungen des Artikels I. 
des Vertrages vom 20. Dezember 1841 zu entsprechen. Diefs 
ist auch von der die Vorlage des gesammten Vertrags be- 
gleitenden Denkschrift des Reichskanzlers anerkannt und 
von diesem daher Bezug genommen auf die partikularen 
Strafbestimmtingen der deutschen Seeuferstaaten über den 
Negerhandel. , 

Diese sind: 

• I. Preufsen. 

Verordnung wegen Bestrafung des Handels mit Negersklaven 
vom 8. Juli 1844. 

Wir FRIEDRICH WILHELM, von Gottes Gnaden, König von Preufsen 

etc. etc. 
verordnen zur Ausführung des zwischen Unserm Bevollmächtigten und den 
Bevollmächtigten Ihrer Majestäten des Kaisers von Oesterreich, der Königin 
von Grofsbritannien und des Kaisers von Rufsland, wegen Verhinderung 
des Handels mit Negersklaven, am 20. Dezember 1841 zu London ab- 
geschlossenen und von Uns ratifizirten Vertrages, durch welchen der Betrieb 
des Handels mit Negersklaven für ein der Seeräuberei gleich zu achtendes 
Verbrechen erklärt worden ist, auf den Antrag unseres Staatsministeriums 
und nach vernommenem Gutachten Unseres Staatsraths, was folgt: 
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Jedes Preufsische Schiff, welches von einem Kreuzer angehalten wird, 
ist als im Negersklavenhandel begriffen anzusehen, wenn es Negersklaven 
am Bord hat, oder wenn in demselben Gegenstände, wie sie der Art. 9. 
des Vertrages vom 20. Dezember 184 1 bezeichnet, vorgefunden werden, 
oder erweislich während der Reise, auf welcher das Schiff angehalten wird, 
vorhanden gewesen sind. 

Diese Vermuthung kann nur durch den überzeugenden Nachweis ent- 
kräftet werden, dafs die am Bord vorgefundenen Neger in einer erlaubten 
Absicht aufgenommen worden sind, oder dafs das Schiff in einem erlaubten 
Geschäfte begriffen war, oder zu einem solchen ausgerüstet worden ist, 
und dafs die Gegenstände, welche jene Vermuthung begründen, nothwendig 
waren, um den erlaubten Zweck zu erreichen. 

Gegen im Holzhandel begriffene Schiffe wird dadurch, dafs auf den- 
selben die unter No. 3 des 9. Artikels jenes Vertrages erwähnten Reserve- 
planken vorgefunden werden, die im §. i aufgestellte Vermuthung nnr - 
dann begründet, wenn sich ergiebt, dafs diese Gegenstände augenscheinlich 
zur Anlage eines Sklavendecks bestimmt sind. 

§3- 

Wird ein Kauffahrteischiff, welches nach den Vorschriften der §§ i 
und 2 als im Sklavenhandel begriffen anzusehen ist, angehalten und zur 
Untersuchung an die kompetente Behörde abgeliefert, und kann der vor- 
behaltene Gegenbeweis nicht befriedigend geführt werden, so ist gegen den 
Kapitain, den Superkargo und den ^ersten Steuermann auf Zuchthausstrafe 
von fünf bis zu zwanzig Jahren zu erkennen. Eine gleiche Strafe trifft den 
Rheder, denjenigen, welcher zur Ausrüstung des Schiffes Geld dargeliehen 
hat, und den Versicherer, wenn denselben die Bestimmung des Schiffes 
bekannt war. 

Gegen die Schiffsmannschaft tritt Strafarbeit von sechs Monaten bis 
zu fünf Jahren ein, wenn aus den Umständen erhellt, dafs sie sich bei dem 
Verbrechen freiwillig betheiligt hat. 

§4- 

Bei Zumessung dieser Strafen (§ 3.) ist besonders zu berücksichtigen, 
ob auf dem Schiffe wirklich Negersklaven vorgefunden worden sind, oder 
nachgewiesen wird, dafs ein Sklavenhandel schon stattgehabt hat. Aufser 
jenen Strafen ist gegen Diejenigen, welche gegen die auf dem Schiffe be- 
findlichen Sklaven sich noch anderer Verbrechen schuldig gemacht haben, 
auch die auf diese Verbrechen in den Gesetzen angedrohete Strafe nach 
den allgemeinen Grundsätzen über das Zusammentreffen mehrerer Ver- 
brechen zur Anwendung zu bringen. 
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§s- 

Die gegen den Kapitain, den Superkargo und ersten Steuermann an- 
gedrohten Strafen (§§ 3 und 4) treffen auch diejenigen, welche die Stelle 
dieser Person einnehmen, wenn gleich sie als solche in der Schiffsrolle 
nicht bezeichnet sind. 

§6. 

Ergiebt sich bei einem zur Ausrüstung im Hafen liegenden Schiffe 
aus seiner Einrichtung oder Befrachtung, dafs dasselbe zum Sklavenhandel 
bestimmt ist, so wird Derjenige, welcher es ausrüstet oder ausrüsten läfst, 
mit ein- bis dreijähriger Zuchthausstrafe belegt. 

Gleiche Strafe trifft Denjenigen, welcher zur Ausrüstung des Schiffes 
Geld dargeliehen hat, sowie den Versicherer und den Kapitain, wenn den- 
selben die Bestimmung des Schiffes bekannt war. 

Gegen die Schiffsmannschaft tritt, wenn ihr die Bestimmung des 
Schiffes bekannt war, Strafarbeit von drei Monaten bis zu einem Jahre ein. 

§7. 

In allen Fällen, in denen nach den vorhergehenden Bestimmungen 
Zuchthausstrafe ausgesprochen wird, mufs zugleich auf den Verlust der 
Befugnifs z«m ferneren Betriebe des gemifsbrauchten Gewerbes, imgleichen 
aller Ehrenrechte,. Pensionen und Gnadengehälter, und wenn unter den 
Schuldigen ein Beamter ist, auf Kassation und auf Unfähigkeit desselben 
zu allen öffentlichen Aemtern erkannt werden. 



Ergiebt die gerichtliche Untersuchung, dafs das aufgebrachte Schiff 
auf der Reise, auf welcher es von dem Kreuzer angehalten ist, Skaven- 
handel bereits betrieben hat, oder dafs es dazu ausgerüstet war, so ist 
in dem Erkenntnisse, durch welches die Strafen gegen die betheiligten 
Personen festgesetzt worden, zugleich die Konfiskation des Schiffes mit 
seiner gesammten Ausrüstung und der darauf vorgefundenen Ladung an 
Handelsgütern auszusprechen. 

§9. . 

Erfolgt ein freisprechendes Erkenntnifs, so mufs durch dasselbe zu- 
gleich die Freilassung des Schiffes und der Ladung verordnet werden. 



Ist ein freisprechendes Erkenntnifs ergangen, zum Anhalten des 
Schiffes und zur Ablieferung an die kompetente Behörde aber hinlänglicher 
Grund (§1) vorhanden gewesen, so sind zu einer Entschädigung eben so 
wenig Diejenigen verpflichtet, welche das Schiff angehalten und abge- 
liefert, als die Regierung, in deren Auftrage sie gehandelt haben. 
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Ist dagegen das Schiff widerrechtlicher Weise oder ohne hinreichende 
Verdachtsgründe durchsucht und in Beschlag genommen worden , oder 
sind bei der Durchsuchung oder Beschlagnahme Mifsbräuche oder Vexa- 
tionen vorgefallen, so hat das Gericht in demselben Erkenntnisse den Be- 
fehlshaber des Kreuzers oder den Offfzier, welcher zur Durchsuchung 
des Schiffes an Bord desselben abgeschickt worden, oder Denjenigen, 
welchem die Führung des in Beschlag genommenen Schiffes anvertraut 
war, zum Schadenersatze zu verurtheilen, insofern die erwähnten Hand- 
lungen unter Autorität der einen oder andern dieser Personen ge- 
schehen sind. 

§ 12. 

Die nach den Bestimmungen dieses Gesetzes angehaltenen Schiflfe 
werden nach Swinemünde gebracht, und an die dortige Schüffahrtskom- 
mission zur Weiterbeförderung nach Stettin abgeliefert. 

Unmittelbar nach der Ablieferung und nach dem Empfange der von 
dem Befehlshaber des Kreuzers aufgenommenen Verhandlungen, mufs die 
Schifffahrtskommission, nach Vorschrift des 8. Art. des erwähnten Ver- 
trages, zur Besichtigung des Schiffes schreiten, und hierüber ein Protokoll 
aufnehmen. 

§ >3. 

Die Verhandlungen werden sodann an das Oberlandesgericht zu 
Stettin abgegeben, welches mit der ferneren Untersuchung und dem Er- 
kenntnisse beauftragt ist. Dasselbe hat von allen rechtskräftigen Erkennt- 
nissen eine Ausfertigung mit den Entscheidungsgründen an das Ministe- 
rium der auswärtigen Angelegenheiten einzureichen. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und bei- 
gedrucktem Königlichen Insiegel. 

Gegeben Sanssouci, den 8. Juli 1844. 

(L. S.) Friedrich Wilhelm. 

V. ROCHOVV. MÜHLER. V. SAVIGNY. Frhr. V. BULOW. FLOTTWELL. 

Beglaubigt : 
BORNEMANN. 
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2. Oldenburg. 

Grofsherzoglich Oldenburgisches Gesetz wegen Bestrafung des Handels 
mit Negersklaven. Vom 18. Januar 1876. 

Artikel i. 
Der Handel mit Negersklaven ist verboten. 

Artikel 2. 

Wer als Rheder, Befrachter, Kapitain oder Superkargo ein Schiff 
zum Behuf des Handels mit^Negerklaven ausrüstet oder damit versegelt, 
wer Sklavenhandel betreibt oder wer als Vorschufsleister oder Versicherer 
zu demselben wissentlich Hülfe leistet, wird mit Geföngnifs bis zu zwei 
Jahren und mit Geldstrafe bis zu 6000 Mark bestraft. 

Gegen die Mannschaft eines solchen Schiffes ist, wenn ihr die Be- 
stimmung des Schiffes bekannt war, Gefäng^ifs bis zu 6 Monaten und 
Geldstrafe bis zu 1000 Mark zu erkennen. 

Ausserdem kann in diesen Fällen den Umständen nach auf Konfis- 
kation des Schiffes sammt Zubehör sowie der Lacfung erkannt werden. 

(Artikel 3 ordnet die Ablieferung und Bewachung des angehaltenen 
Schiffes in Brake und die Kompetenz des Obergerichts Varel.) 

(ARTIKEL 4 ordnet die Freigabe nach Freisprechung an, theils mit, 
theils ohne Schadenersatz.) 

Artikel 5. 

Dies Gesetz tritt in Kraft, sobald der unterm 20. Dezember 1841 ab- 
geschlossene Vertrag, betreffend Unterdrückung des Negersklavenhandels, 
für das Deutsche Reich Geltung erhält. 

Gegeben zu Oldenburg, den 18. Januar 1876. 



3. Mecklenburg- Schwerin. 
Grofsherzoglich Mecklenburg -Schwerinsches Gesetz vom 17. März 1846. 

§. 1. 

Sobald ein Sklave oder als solcher behandelter Kriegsgefangener Unser 
Landesgebiet betritt, wird er frei, und gegen ihn verübte Gewalt und Mifs- 
handlung soll angesehen und bestraft werden, als sei sie gegen einen 
Freien verübt. 



Wenn der Führer oder auch der Superkargo eines Mecklenburgischen 
Schiffes, oder derjenige, welcher deren Stelle vertritt, den Transport eines 
oder mehrerer Sklaven übernimmt, so ist derselbe mit einer Zuchthaus- 
strafe von 6 bis 12 Monaten und aufserdem mit einer Geldstrafe von 50 
bis 100 Rthln. zu belegen. 
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§3. 

Wer als Rheder, Befrachter, Kapitain, Steuermann oder Superkargo 
ein Schiff zum Behuf des Sklavenhandels ausrüstet, oder damit versegelt, 
oder Sklavenhandel damit treibt, oder durch Andere ausrüsten oder be- 
treiben läfst, oder daran Theil nimmt, verfallt, nach den Umständen und 
je nachdem das Schiff vor der Abfahrt im Hafen der Ausrüstung oder 
nach der Abfahrt, jedoch vor Vollziehung- des Sklavenraubes oder Skla- 
venhandels, oder nach wirklicher Begehung eines Aktes des Sklavenraubes 
oder des Sklavenhandels angehalten wird, in eine Zuchthausstrafe von 
einem bis zu zehn Jahren, so wie aufserdem in eine Geldstrafe von icx> 
bis looo Rthrrn. , und verliert das Recht, die Mecklenburgischen Flaggen 
zu führen. Eine gleiche Strafe trifft auch diejenigen, welche als Vor- 
schufsleister oder Versicherer diese Verbrechen befördern. 

(§ 4 dehnt das Gesetz auf Ausländer und auf Flaggenmifsbrauch aus.) 

(§ 5 statuirt die Auslieferung ausländischer Sklavenhändler.) 

Gegeben Schwerin, am i6. März 1846. 



4. Die freien Hansestädte haben ebenfalls Straf- 
gesetze gegen den Handel mit Negersklaven erlassen; die 
Gesetze stimmen in vielfacher Hinsicht mit einander über- 
ein; es sind: das Hamburgische Gesetz vom 19. Juni 
1837 (Sammlung der Verordnungen der freien Hansestadt 
Hamburg, XV. Band, S. 70 — 72), die Lübeckische Ver- 
ordnung vom 26. Juli 1837 (Sammlung der Lübeck'schen 
Verordnungen, VII. Band, S. 15 — 17) und das Bremische 
Strafgesetz vom 15. publicirt 20. Februar 1837 (Sammlung 
der Verordnungen und Proklame des Senats der freien 
Hansestadt Bremen, im Jahre 1837, S. 22 — 24). 

Die Veranlassung zur Entstehung dieser Gesetze bot 
der Abschlufs des auf Unterdrückung des Negersklaven- 
handels gerichteten Vertrags zwischen Frankreich und 
Grofsbritannien vom 30. November 1831 (mit Nachträgen 
vom 22. März 1833), welchem (wie den Nachträgen dessel- 
ben) die freien Hansestädte beigetreten waren. 

Art. I. des Hamburgischen Gesetzes hat (ent- 
sprechend) denselben Inhalt wie § i. des Mecklenburg- 
Schwerinschen Gesetzes vom 16. März 1846. 

Ebenso stimmt Art. 2 desselben mit § 2. des Letzteren 
— auch in dem Strafmafse — überein. 
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Art. 3 des Hamburgischen Gesetzes weicht vom § 3. 
des Mecklenburg - Schwerinschen Gesetzes darin ab , dafs 
es als Strafe statuirt: Geföngnifsstrafe von Ein Jahr Zucht- 
haus bis Zehn Jahr Spinnstube und Geldstrafe von 200 bis 
2000 Rthlrn., nebst Verlust des Bürgerrechts und des 
Flaggenrechts. 

Art. 4 des Hamburgischen Gesetzes entspricht inhalt- 
lich genau den §§ 4 und 5 des Mecklenburgischen Gesetzes. 

Die vier Paragraphen des Lübeckischen Gesetzes vom 
26. Juli 1837 entsprechen genau den vier Artikeln des 
Hamburgischen Gesetzes vom 19. Juni 1837, ^^^ ^^^ ^^^ 
Abweichung, dafs nach § i des Lübeckischen Gesetzes 
auch ,das Betreten eines Lübeckischen Schiffes, wenn es zum 
Zweck der Ueberführung nach einem Nichtsklaven Staate 
geschieht, frei macht, und dafs die Straf bestimmungen im 
§ 3 andere sind, nemlich zwei bis fiinf Jahre Zuchthaus und 
Geldstrafe von 200 bis 5000 Thaler, zu dem Verlust des 
Bürgerrechts u. s. w. wie oben; doch wird das höchste 
Strafmafs nur erkannt, wenn das Schiff mit eingenommenen 
geraubten oder erhandelten Sklaven angehalten wird. 

Das Bremische Gesetz vom 15./20. Februar 1837 er- 
läutert zunächst im Artikel i den Begriff Sklavenhandel 
und erklärt diesen „Geschäftsbetrieb" als Verbrechen; es 
stuft sich auch nach ihm (Artikel 2) dieses Verbrechen ab, 
je nachdem das Schiff vor Abfahrt im Ausrüstungshafen, 
oder später jedoch vor Vollziehung des Sklavenraubes oder 
Sklavenhandels, oder endlich nach wirklicher Begehung 
eines Aktes des Sklavenraubes oder Sklavenhandels ange- 
halten wird; die Strafe ist ein- bis fünfzehnjährige Zuchthaus- 
strafe, ferner Geldstrafe wie im Lübeckischen und Ehren- 
folgen u. s. w. wie im Lübeckischen und Hamburgischen 
Gesetze, mit der Thatbestandsbeschreibung, welche im 
Artikel 3 des Hamburgischen und Artikel 3 des Mecklen- 
burgischen Gesetzes aufgenommen wurde. Artikel 3 des 
Bremischen Gesetzes entspricht dem § 4 des Mecklenbur- 
gischen und Artikel 4 des ersteren droht arbiträre Geld-, 
Gefangnifs- oder Zuchthausstrafen und Straffolgen für alle 
sonstigen eine Verletzung des im Artikel i allgemein aus- 
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gesprochenen Verbotes des Sklavenhandels enthaltenden 
Handlungen an. — 

Diese sechs in Betracht kommenden Gesetze befassen 
sich nur mit der Ahndung des Handels mit afrikanischen 
Negersklaven, wie das älteste derselben, das Bremische sich 
ausdrückt: mit „dem unter der Benennung Sklavenhandel 
begriffenen Geschäftsbetriebe, welcher die Versorgung von 
Nord- und Südamerika oder Westindien mit Negersklaven 
von der Afrikanischen Küste zum Gegenstande hat*^ 

Schon hieraus ergiebt sich die Unzulänglichkeit dieser 
gesetzlichen Bestimmungen ; sie beziehen sich nicht auf den 
indischen oder chinesischen Kulihandel, nicht auf das An- 
werbesystem von Malayen und Papuanegern in der Südsee; 
sie entkalten nicht die so leicht zu übersehende^ aber doch 
nothwendig haarscharf zu ziehende Grenze zwischen er- 
laubtem und unerlaubtem Labor-trade, 

Das Merkwürdigste ist aber, dafs von diesen sechs 
Partikulargesetzen, von denen die vom Reichskanzler dem 
Reichstage übergebene Denkschrift (Drucksache No. i6o, 
S. 7 — 8) sagt, dafs durch sie nunmehr die von den Ver- 
trägen vorgesehene Untersuchung und Bestrafung des 
Sklavenhandels und der damit zusammenhängenden Ueber- 
tretungen in allen Deutschen Seeufer Staaten sichergestellt 
ist, fünf ungültig sind und nur eines, nämlich das Olden- 
burgische in Kraft steht. Denn nach §§ 2 und 5 des 
Einführungsgesetzes zum Strafgesetzbuch vom 31. Mai 1870 
sind die Einzelstaaten des Reiches nicht kompetent, Straf- 
normen mit Androhung von mehr als zwei Jahren Gefang- 
niss zu erlassen und es sind richtiger Auslegung nach 
alle älteren und neueren partikulären Strafgesetze, welche 
höhere Strafen aussprechen, gänzlich ohne rechtliche Kraft. 

Anderer Ansicht ist zwar RÜDORFF in seinem Kom- 
mentar zum Strafgesetzbuch § 5 des Einführungsgesesetzes, 
indem er hervorhebt, § 5 beziehe sich nur auf künftige 
Landesgesetze, und als ein Beispiel für das Fortbestehen 
älterer Strafgesetze gerade das oben angeführte Preussi- 
sche Gesetz vom 8. Juli 1844 erwähnt. Allein zunächst 
ist der Grund nicht stichhaltig, ^^dafs nach der gewifs 
korrekten Auffassung des Gesetzgebers die aus irgend 
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welchen Gründen nicht in den Umfang der Kodifikation ge- 
zogenen Landesgesetze, sofern sie höhere Strafandrohungen, 
als § 5, enthielten, vorläufig, um keine Lücke entstehen zu 
lassen, aufrecht erhalten bleiben sollten" — da ja die 
Reichsgesetzgebung doch gewifs absichtlich oder unabsicht- 
liche Lücken schaffen kann. Die Hauptsache aber ist, dafs 
in Anbetracht der §§ 234 und 239 des Str. G. B. der Labor- 
trade doch nicht den Materien beizurechnen ist, welche 
gar nicht Gegenstand der Strafgesetzgebung des Deutschen 
Reiches sind. 

Aber auch wenn sie alle gültig wären, welche uner- 
trägliche Rechtsverschiedenheit würde durch sie begründet! 
Das Verbrechen, welches in dem einen der Deutschen 
Staaten mit den höchsten und längsten Freiheitsstrafen, 
mit Zuchthaus bis zu 20 Jahren bedroht ist, ist im Nach- 
barstaate zu einem Vergehen zusammengeschmolzen, das nur 
eine mäfsige Geföngnifsstrafe nach sich zieht! Und dies Alles 
nachdem und trotzdem im Uebrigen die Einheit des Straf- 
rechts, die Einheit der Flagge, die Einheit der Rechts- 
verfolgung und die einheitliche Ablieferung der Straffälligen 
erwünscht und gesetzlich und vertragsmässig erreicht ist. 

Der Wunsch nach strafrechtlicher Grenzenziehung zwi- 
schen erlaubtem und unerlaubtem Labor-Trade, welchen ich 
am Schlüsse des vorigen und des vorvorigen Abschnittes 
S. 34, 45, 46 aussprach, ist darum sicher gerechtfertigt, defs- 
gleichen wohl aber auch der Wunsch nach völkerrecht- 
licher Sanctionirung dieser Grenzbestimmung durch einen 
internationalen Vertrag des oben S. 45 näher angegebenen 
Inhalts. 




Gedruckt bei Julius Sittenfeld in Berlin W. 
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